
Oftland
HalbmonatsschristfürOstpolittt- Herausgehen Bund DeutscherOsteneB.
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Heim ins Beicht
Der Führer der Sudetendeutschen Partei, Konrad Henlein,’ erließ an das

Sudetendeutschtum, an das deutsche Volk und die gesamte Welt folgende

Proklamatiom

Meine Volksgenossenl
Als Träger eures Vertrauens nnd im Bewußtsein meiner

Verantwortung stelle ich vor der gesamten Weltössentlichkeitsest,
daß mit dem Einsatz von Maschinengewehren, Panzerwagen
und Tanks gegen das wehrlose Sudetendeutschtum das Unter-

drückungssystemdes tschechischenVolkes seinen Höhepunkterreicht
hat. Dadurch hat das tschechischeVolk aller Welt vor Augen
geführt, daß ein Zusammenleben mit ihm in einem Staate

endgültig unmöglich geworden ist.- Die Erfahrungen einer

20jährigen Gewaltherrschast und vor allem die schweren Blut-

opser der letzten Tage verpflichten mich, zu erklären:

l. Im Jahre 1919 wurden wir bei Vorenthaltung des uns

seierlichst zugesicherten Rechtes aus Selbstbestimmung gegen

unseren Willen in den tschechischenStaat gezwungen.

2. Ohne jemals aus das Selbstbestimmungsrecht.verzichtet
zu haben, haben wir unter schwersten Opfern alles versucht,
im tschechischen Staat unser Dasein zu sichern.

3. Alle Bemühungen, das tschechischeVolk und seine Ver-

antwortungsträger zu einem ehrlichen und gerechten Ausgleich
zu bewegen, sind an ihrem unversöhnlichenVernichtungswillen
gescheitert.

In dieser Stunde sudetendeutscher Not trete ich vor euch,
das deutsche Volk und die gesamte zivilisierte Welt und erkläre:

Wir wollen als sreie deutsche Menschen leben! Wir wollen

wieder Friede und Arbeit in unserer Heimat! Wir wollen heim
ins Reich!

Gott segne uns und unseren gerechten Kampf!

Konrad Henlein
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Die letzte Etappe
Nach der Nürnberger Rede des Führers ist der Kampf um die Lösung des Nationali-

tätenproblems in der Tschecho-Slowakei in ein neues Stadium getreten. An diesem
Wendepunkt der sudetendeutschen Geschichte erscheint es angebracht, noch einmal einen

Rückblick auf die verschiedenen Etappen des Weges zur sudetendeutschen Selbstbestimmung
zu geben. Durch mehr als achtzehn Jahre blieben die Beschwerden des Sudetendeutschtums
von der Prager Regierung völlig unbeachtet. Diese hatte es leicht, die Beschwerden
als unbegründetabzulehnen, da sie seit 1926 auf die T e i l n a h m e d e u t s ch e r P a r -

teien an der Prager Regierung verweisen konnte, die noch bei den Parla-
mentswahlen 1929 mehr als die Hälfte aller sudetendeutschen Stimmen auf ver-

einen konnten. Es war ja auch für einen Nichtkenner der tschechischenVerhältnisse un-

begreiflich, daß eine Volksgruppe mit der Herrschaftsführung einer Regierung unzu-

frieden sein sollte, der sie sebst zwei, später sogar drei Minister stellte. Als dann die

DNSAP. immer mehr zur Volksbewegung wurde und das Sudetendeutschtum
immer mehr hinter ihre politische Forderung der Selbstverwaltung stellte, glaubte die

Prager Regierung, der Erfüllung dieser gerechten Forderung dadurch entgehen zu können,

daß sie die Partei und ihre Gliederungen verbot, ihren Amtswaltern und Führern jede
politische Betätigung untersagte, Tausende von Verhaftungen vornahm und Zehntausende
von Nationalsozialisten um ihre Existenz brachte. Aber die Gerichtssäle waren nicht der

Ort, Völkerprobleme zu lösen, und selbst die dicksten Kerkermauern waren nicht stark
genug, das Recht eines Volkes auf Freiheit und Eigenständigkeitzu brechen.

Auf die Drosselung seiner politischen Lebensrechte antwortete das Sudetendeutschtum
bei den Wahlen 1 93 5. Mehr als zwei Drittel stellten sich schon damals hinter die

Fahnen Konrad Henleins und folgten seinem Ruf nach Sammlung der Kräfte. Der

Wahlausgang wurde auch in der Welt als der Protest des Sudetendeutschtums gegen die

tschechischeNationalstaatspolitik empfunden. Noch glaubte die Prager Regierung, durch
kleinliche Schikanen und verschärftenTerror die Stoßkraft der sudetendeutschen Freiheits-
bewegung brechen zu können. Unter dem Druck der innerstaatlichen Entwicklung und

auf Grund freundschaftlicher Vorstellungender Westmächtebequemte sie sich in den V e r -

einbarungen vom 18. Februar 1937 zu der Feststellung, daß in der Nationa-

litätenpolitik des Staates in den vergangenen Jahren Fehler gemacht worden seien. Wenn

die Regierung mit dieser Feststellung die Zusage verband, daß diese Fehler im Einver-

nehmen mit den ehemaligen deutschen Regierungsparteien wieder gut gemacht werden

sollen, so ließ sie sich dabei zweifelsohne von der Erwartung leiten, auf diese Weise die

Position und den Anhang der ihr willfährigen Regierungsparteien stärken und die Front
Konrad Henleins schwächenzu können. Auf Grund eines Memorandums der deutschen
Regierungsparteien stellte die Prager Regierung damals in Aussicht, dafür zu sorgen, daß

i. eine gesetzlicheSicherung getroffen wird, daß im sudetendeutschen Gebiet nur orts-

ansässigeArbeiter und Angestellte bei den durchzuführendenstaatlichen Arbeiten heran-
gezogen werden,

2. die Besetzung der Stellen im staatlichen Dienst nach dem Bevölkerungsschlüssel
erfolgt,

B. den sudetendeutschen Schulforderungen nachgegeben wird, und

sit-. Erleichterungen der Sprachenpraxis im Verkehr zwischen Behörden und Gemein-
den eintreten sollen.

Die Erfahrungen, die das Sudetendeutfchtum bisher mit tschechischenBersprechungen
gemacht hatte, ließen es von vornherein an dem Ernst dieser Zusagen zweifeln, um so
mehr, als die Prager Regierung jede gesetzmäßigeVerankerung ihrer Zugeständnisseab-

lehnte. Aber selbst wenn das Sudetendeutschtum Grund gehabt hätte, zu glauben, daß
es der Prager Regierung mit der Einhaltung ihrer Zusagen ernst gewesenwäre, hätte es

diese Erklärungen als einen ,,deutsch-tschechischenAusgleich« ablehnen müssen. Was das

Sudetendeutschtum forderte, war nicht eine oberflächlicheVerwaltungsreform, sondern
eine grundsätzlicheLösung des Nationalitätenproblems auf der Grundlage der völkischen
Gleichberechtigung und der territorialen Selbstverwaltung Mit ihren »Zugeständnissen«
wollte die Prager Regierung nach dem Westen eine freundliche Verbeugung ausführen,
und im übrigen von der innerstaatlichen Lösung ablenken. Dieses Manöver wurde
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durchkreuzt durch die klare politische Haltung Konrad Henleins, der in seiner A u ssig e r

R e d e folgende Forderungen aufstellte:
i. Sicherung der sudetendeutschenVolkstumsgrenze,
2. Anerkennung und Verwirklichung des Grundsatzes der völkischen Selbstver-

waltung, und
v

3. Wiedergutmachungdes den Sudetendeutschen seit 1918 zugefügtenUnrechtes.

Jn den sogenannten V o l k s s ch u g e s e e n ,
die von der parlamentarischen Frak-

tion der Sudetendeutfchen Partei in den folgenden Monaten eingebracht wurden, wurden
die sudetendeutschenForderungen genau formuliert und eine Verhandlungsbasis geschaffen-
Der Ablauf des Jahres 1937 zeigte jedoch aller Welt, daß die Prager Regierung weder

ihre eigenen Versprechungen vom 18. Februar einzuhalten gedachte, noch auf die Forde-
rungen der Sudetendeutschen Partei einzugehen bereit war. Als sie am 1 8. F e b r u a r

1 9 3 8 erneut zu ihren Zugeständnissendes Vorjahres bekannte, gab sie damit offen zu,
daß sie in ihnen allein den Rahmen für die Lösung des Nationalitätenproblems in den

Sudetenländern erblickte.

Mitten in dieseVerschleppungsmanöverder Prager Regierung fiel die W i e d e r v e r -

einigung Oesterreichs mit dem Reich. Der frische Zug des anbrechenden
Frühlings, der das morsche Schuschnigg-System hinwegfegte, wehte auch über die böhmi-
schen Wälder und brachte das Gebäude des sudetendeutschen Regierungsaktioismus zum

Zusammensturz. Das Sudetendeutschtum folgte dem Aufruf Konrad Henleins zur

Sammlung. Die deutschen Regierungsparteien zogen ihre Mini-

ster aus der Prager Regierung zurück, lösten auf und unterstellten sich
der Führung Konrad Henleins Nun war er als Sprecher der gesamten Volksgruppe
legitimiert und man erkannte auch in Prag, daß der Wille einer Volksgruppe nicht
mit einigen Scheinreformen befriedigen ließ. Es war auf den starken Druck aus

P a r i s u n d L o n d o n zurückzuführenjdaß nunmehr die Prager Regierung ihren
Willen zum Ausdruck brachte, der Lösung des Nationalitätenproblems näherzutreten.
Ministerpräsident Dr. Hodscha kündigte die Vorbereitung eines Tra-

i i o n a l i t ät e n st a t u t s a n , das den Forderungen und Wünschen der Sudetendeut-

schen, aber auch der übrigen Volksgruppen im Staat, die die gleichen Forderungen und

Beschwerden gegenüber dem Prager Zentralismus angemeldet hatten, entsprechen würde.
Doch vermochte niemand an diesen Sinneswechfel der Prager Nationalstaatsideologen zu

glauben. Am wenigsten glaubten die Sudetendeutschen daran. Es zeigte sich nur zu
bald, daß auch dieses Nationalitätenstatut mehr für die Beschwichtigung der demokrati-

schen Freunde in England und Frankreich bestimmt war, als für die Befriedung im

Jnnern des Staates. Was den sudetendeutschen Verhandlungspartnern im Laufe mehr-
wöchigerBesprechungen über das Statut bekannt wurde, erwies als nichts a n d e -

res als eine Kodifizierung der bisher bestehenden Nkinderheh
tenrechte und Verfassungsbestimmungen, die, selbst wenn sie bisher ein-

gehalten worden wären, die Gleichberechtigung der Sudetendeutschen nicht anerkannten.

So zeigte das geplante Nationalitätenstatut als nichts anderes, als eine Sammlung
minderer Rechte, deren das Sudetendeutschtum bisher teilhaftig war. Auf diesen aber-

maligen Versuch der Prager Regierung, vom Kernproblem in den Sudetenlündern abzu-
lenken, antwortete Konrad Henlein mit seinen bekannten K a r l s b a d e r F o r d e r u n -

g e n
, in denen er verlangte:

i. Anerkennung und Herstellung der Gleichberechtigung und Gleichrangigkeit der deut-

schen Volksgruppe mit dem tschechischenVolk,
2. Anerkennung der sudetendeutschen Bolksgruppe als Rechtspersönlichkeit,
3. Anerkennung der Unantastbarkeit des sudetendeutschen Siedlungsraumes,
4. Aufbau einer deutschen Selbstverwaltung im deutschen Siedlungsgebiet,
5. Schaffung gesetzlicherSchutzbestimmungen für jene sudetendeutschen Volksangehöri-

gen, die außerhalb des geschlossenen deutschen Siedlungsraumes leben,

6. Beseitigung und Wiedergutmachung des den Sudetendeutschen zugefügtenUnrechtes,
7. Besetzung der staatlichen Verwaltungs-stellen mit deutschen Beamten im sudeten-

deutschen Siedlungsraum,
8. Volle Freiheit des Bekenntnisses zur nationalsozialistischen Weltanschauung
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Die Prager Regierung erkannte in einer amtlichen Erklärung am 15. Juni 1938 die

Gleichrangigkeit der Karlsbader Forderungen mit den Prager Regierungsvorschlägenan

und erklärte die am 7. Juni überreichte Konkretisierung der Karls-
bader Forderungen zur Verhandlungsgrundlage. Kurz darauf ver-

öffentlichte die Prager Regierung das sudetendeutsche Memorandum und gab gleichzeitig
den Rahmen bekannt, innerhalb dessen sie zu Zugeständnissenan die Sudetendeutschen be-

reit war. Es zeigte daß die Prager Regierung auch jetzt noch nicht dazu verstehen
konnte, über das hinauszugehen, was sie schon in den Vorschlägen vom 18. Februar
1936 als Lösungzum Ausdruck gebracht hatte. Zugleich reizte sie durch die einer getroffenen
Vereinbarung widersprechende Veröffentlichung der sudetendeutschen Forderungen die

tschechischePresse zu einer Stimmungsmache aus, auf die sie dann wieder berief, um

ihren Standpunkt zu begründen. Der schlechte Eindruck, den"dieses Manöver in aller

Welt hervorrief, veranlaßte die Regierung, ihren zweiten Plan sofort wieder fallen zu
lassen.

Inzwischen hatten in die Verhandlungen zwischen der Regierung und den Volks-

gruppen die englische Delegation unter Führung von Lord Runri-
man eingeschaltet. Damit begann eine neue Verhandlungsphase, die von vornherein
durch die gleiche Unnachgiebigkeit der Prager Regierung charakterisiert war, wie alle vor-

hergegangenen Verhandlungsperioden. Jn seiner Aufsehen erregenden R e d e v o m

1 7. A u g u st gab der sudetendeutsche A b g e o r d n e t e K u n d t einen Ueberblick über

den bisherigen Verlauf der Verhandlungen und zeigte die Täuschungsmanöverder Prager
Regierung in aller Klarheit auf. Von diesem Zeitpunkt an schaltete sich der tschechische
S t a a t s p r ä s i d e n t D r. B e n e s ch selbst in die Verhandlungen ein. Für die letzten
Augusttage wurde eine Rundfunkansprache des tschechischensStaatspräsidenten angekün-
digt, in der er der Oeffentlichkeit einen neuen Lösungsvorschlagunter-breiten wollte.

Dieser Plan III wurde niemals veröffentlicht.
A m 7. S e p te m b e r ließ Ministerpräsident Hodscha dem Sprecher der sudetendeut-

schen Verhandlungsdelegation, Abg. Kundt, einen neuen, d e n v i e r te n R e g i e -

r u n g s v o r s ch la g , in versiegeltem Umschlag durch einen Boten zustellen, nachdem be-
reits am Tag zuvor die Auslandspresse über den Inhalt weitestgehend informiert worden
war. Die Grundzüge dieses vierten Planes bestanden aus folgenden neun Punkten:

1. Proportionelle Einstellung von Beamten im Verhältnis zur jeweiligen Bevölke-
rungsstärke. 2. Verwendung der Beamten in den Distrikten ihrer eigenen Nationalität
Z. Kommunalpolizei nach Maßgabe der Nationalität der Orte. 4. Ein neues Sprachen-
gesetz, das auf völliger Gleichberechtigung basiert. 5. Staatliche Wirtschaftsbeihilfe für
die sudetendeutschen Wirtschaftsgebiete in der Höhe von 700 Millionen Kö. 6. Selbstver-
waltung der nationalen Minderheiten in den Gebieten, in denen sie eine Mehrheit auf-
weisen. Zuständigkeitder lokalen Verwaltung für alle Fragen, die nicht die nationale

Einheit des Staates betreffen. 7. Schaffung von Sondersektionen für die Minderheiten
in der Zentralregierung und den Zentralämtern. 8. Schutz der Staatsbürger gegen Ent-

nationalisierung 9. JNöglichstsofortige Jnkraftsetzung des Planes.
Dieser vierte tschechische Regierungsvorschlag war, kaum

v e r ö ff e n t l i ch t , sch o n ü b e r h o l t. Die ungeheuerlichen Ausschreitungen der

staatlichen Polizeiorgane in den sudetendeutschen Gebieten, die die Veröffentlichungdieses
Planes begleiteten, zeigten mit aller zu wünschendenDeutlichkeit, daß die Prager Regie-
rung entweder nicht m e h r H e r r d e r L a g e war oder aber entschlossen war, d "a s

Versprechen, das sie selber soeben gegeben hatte, von vornherein
durch ihre eigenen Organe sa b o t i e r e n zu lasse n. Sie stellte damit selbst ihre Ver-

handlungsfähigkeit in Frage. Dieser Tatsache trug die R e d e d e s F ü h r e r s vom

12. September Rechnung. Sie deckte die ganze Verworfenheit des Prager Regierungs-
systems und die ganze Verlogenheit, die dieses System in der Behandlung der sudeten-
deutschen Frage bewiesen hatte, schonungslos auf. Sie stellte fest, daß es nicht darum

geht, daß Prag den Sudetendeutschen etwas zu schenken hat, sondern daß es darum geht,
daß das Sudetendeutschtum ein Recht hat, zu fo r d e r n. Sie ließ auch keinen Zweifel
darüber, daß das Deutsche Reich die Sache der Sudetendeutschen als seine eigene Sache
betrachtet. Diese Sprache war nicht mißzuverstehen. Nur die Tschechen weigerten
immer noch, sie zu verstehen· Sie hielten auch jetzt noch an der Fiktion ihres »National-
staates« fest. Die Sudetendeutschen aber erkannten, daß die Stunde der Befreiung aus

dem Kerker der tschechischenGewaltherren nahte. Zum ersten Male seit der Staatsrecht-
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lichen Erklärung,die die deutschen Parteien im Prager Parlament vor etwa 18 Jahren
abgaben, wurde jetzt von sudetendeutscher Seite wieder vor der Weltöffentlichkeitdas

R e cht d e r S e l b st b e st i m m u n g gefordert, und zum ersten Male seit dem Inkraft-
treten des Diktats von Saint Germain ging durch Sudetendeutschland wieder, für alle

Welt vernehmlich, der Ruf: H e i m ins Reich ! Als Prag für stark genug hielt-
die gemäßigtenForderungen, die Konrad Henlein in seiner Karlsbader Rede aufgestellt
hatte, überhören zu dürfen, begab es sich der letzten Chance, den tschechischen Staat in

seinem, von Saint Germain umrissenen Umfang zu erhalten.

Danzig in der politischenLiteratur
Dieses Thema behandelt Ok. Kaki Lück in einem Kapitel seines Buches »Der Myihossvom

Deutschen in der polnischen Volleiibekliesekung und Liiekaiak«. Mel-lag S. Hitzeh Leipzig)
Das Interesse des schöngeistigen Polnischen Schrifttums an der Freien

Stadt Danzig ist seit dem Kriege außerordentlich rege. Polnische Literarhistoriker
haben die Rolle, die Danzig in der schöngeistigenLiteratur Polens in dieser Zeit
spielt,. untersucht, so Raimund Bergel »Das polnische Meer und Danzig in

der polnischen Literatur« (1930) und Wladyslaw Pniewski ,,Danzig in der

schöngeistigenpolnischen Literatur-« (1931). Pniewski hat in seinem Buch eine Reihe
danzigfeindlicher Dichtungen des ersten Nachkriegsjahrzehntes erwähnt. Angriffsgeist
atmen die Gedichte von J. Rychliüski, die unter dem Titel ,,Oeffnet die Danziger
Tore« erschienen sind. Eines dieser Gedichte, das den Titel ,,Vom Wege Bathorys«
trägt, beschwört die Erinnerung an den Kriegszug dieses polnischen Königs gegen Danzig
herauf. Jn seiner Dichtung »Das Weinen der Weichsel«läßt E u gen i usz Mala-

rzesw ki die Weichsel darüber klagen, daß der ,,Kreuzritter«auf ihr knie, und die pol-
nischen Soldaten bitten, einst in die Danziger Feste einzuziehen. Wirtschaftliche Zwangs-
maßnahmen gegen die deutsche Hafenstadt werden in der Erzählung »Japof1czyk" von

»T y s z k i e w i c z empfohlen. Die Verpolung der Stadt ersehnt M a r i a J a n i n a

W gszo w a in ihrer ,,Ode an Danzig«. Eine feindselige Stimmung strömt auch
S t. W i l ezyflsk i s Sonett »Jn Danzig« aus. Eine Tonart, die stark an die-

jenige erinnert, deren sich die polnische Regierungspresse bei der Behandlung der Be-

ziehungen zwischen Danzig und Polen mitunter zu bedienen beliebt, schlägt Kornel
M a k u sz y f1 s k i«in seinem 1929 erschienenen Buche ,,Gesammelte Briefe« an. Er ver-

sucht über die angeblich herausfordernde Haltung der Danziger gegenüber Polen
lustig zu machen:

»Die preußisierte, aufgereizte, aufgehetzte, aufgestachelte, anti-

polnische Wut der ehrenwerten Danziger sieht aus wie die Wut eines hartn-
losen Säufers, dessen Gehirn etwas angegriffen ist« Er rast etwas, schreit, fuchtelt
mit den Händen, macht Schwierigkeiten, aber schließlich beruhigt sich der

Danziger Morilz, wenn er etwas auf die Finger kriegt, keine polnischen
Kartoffeln zum Gemiise bekommt. . . Danzig erinnert an ein Ungeheuer-, das einen

riesigen Kopf hat, in- seinem Kopf mächtig viel Seewasser, außerdem ein kleines Bäuchlein,
kurze Hände und lächerlich kleine Füße. Diesem sympathischen kleinen Etwas hat man gesagt:
Schlage dich mit Polen! Also zappelt das reiche Volk mit den Froschbeinchen und gibt ein

komisches Gepiepse von sich . . . Der ruhige Pole sagt nichts dazu. A b e r i r g e n d w a n n

wird er einmal zum Schlage ausholen. . .«

Maria Czeska-M-grzyf1ska bemüht sich in ihrem Roman ,,Zur Verteidi-
gung Danzigs«, die ,,Anhänglichkeit",die Danzig während der Schwedenkriege des

17. Jahrhunderts an Polen bewiesen hat, zu verherrlichen; die Parteigänger Polens
werden als Jdealgestalten, die Wortführer der Danziger Selbständigkeit als Ungeheuer
gezeichnet. Es handelt bei diesem Roman um eine wenig gelungene Nachahmung
eines ähnlichen,erstmals 1891 erschienenen Romans von J a d w i g a L u sz c z e w s k a ,

der 1927 seine 3. Auflage erlebt hat. Darin wird ein Danziger Kaufmann geschildert; er

hat ein polnisches Findelkind im deutschen Sinne erzogen und will es heiraten; ein edler

polnischer Jüngling aber liebt das Mädchen und gewinnt es auch schließlich,nachdem er

mit den Schergen des Kaufmanns tapfer gekämpft hat, für sich. Den eindeutschenden
Einfluß Danzigs auf die Kaschuben hat auch Maria Kuncewirzowa in ihrem
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Roman ,,Polen auf dern Fischmarkt«zu schildern versucht. Der politische Zweck dieser
Nomane ist, Danzig als eine Stadt erscheinen zu lassen, die ihren deutschen Charakter in

der Hauptsache der Germanisierung polnischer Elemente verdankt. Von Stefan
Zeromski wird vor allem in dem 1922 erschienenen Buche »Wind vom Meere-« der

polnische Anspruch auf Danzig vertreten. Eine Stilprobe aus diesem in Polen viel ge-

lesenen Buch ist recht interessant: Zeromski schildert dort die Wik i n g e r, die von der

Küste der Ostsee her in das Land der Polanen einfallen, mit folgenden Worten:

»Sie verfielen in Zerstör u ngs wahnsinn. Sie ließen sich hinreißen von der Furie
des blutigen Jnstinks. Die Panzer von dem Schmutz des Kampfes mit Blut ab-

Ivaschen. Mit den K la u e n die Eingeweide aus den mit dem Messer a u f g e s ch n i t ten en

Bäuchen reißen. Sorgfältig die vhnmächtigen, vor Angst erbkindeten, flehenden Augen
ausstechen. Die Rippen bis zur Hüfte aufbrechen, wie Unkraut, so daß die Wunden der

Brust einen Anblick bieten wie ausgebreitete Adlerschwingen. Mit dem Schwert die Visiere
zerschlagen und bei. lebendigem Leibe den Skalp von den Schäd eln der gefangenen
Ritter reißen. Mit der Streitaxt die zum Kampfe erhobenen Hände abschlagen wie die Baum-
zweige im Walde. Mit dem Speer aus schlankem Ulmenholz mit vergifteter Spitze die wie

Rosen blühenden Wunden öffnen. Das wilde Kreischen der noch unerwachsenen Mädchen
hören, die auf die Erde zwischen die Eroberer geworfen wurden. Dumpf schlafen-Ldiese im

Dunst von heißem Blut, das über den Fußboden fließt und auf den Stufen der

eroberten Burg gerinnt, dumpf schlafen sie auf den stöhnendenSchößen der an den Händen
gefesselten Frauen.«

Der durch seine phantastischen Bücher auch in Deutschland bekannte polnische Schrift-
steller A. Ossendowski hat in seinem 1925 erschienenen historischen Noman
,,Unter polnischer Flagge« die Legende von der polnischen Seemacht behandelt: Der Liv-

länder Haraburda, der, ohne es selber zu wissen, im Dienste Anderer ein Seeräuber wird,

legt später, nach Wiedererlangung der Gunst des Königs von Polen, den G r u n d st ein

z u r p o l n i schen F l o t t e und vollbringt Wunder der Tapferkeit im Kampfe mit den

Schweden. Um diesengefährlichenGegner seelisch zu zermürben,d i n g e n d i e S ch w e-

d e n G i f tm ö r d e r in D a n z i g , die Haraburdas Frau Wandel um die Ecke bringen
sollen. Wandas Hofmeisterin Nosa Lindstrom und »ein bekannter deutscher Apotheker«
aus Danzig versuchen, Haraburdas Gattin heimtückischzu vergiften· Die Schwerkranke
wird aber vom Leibarzt des Hetmans Koniecpolski am Leben erhalten Jerzy
B a n d r o wski hat es sich in seinem 1928 veröffentlichtenRoman »Zolojka« zum Ziel
gesetzt, das deutsche Handwerk Danzigs schlecht zu machen. Er schil-
dert einen Danziger Schuster namens Wilhelm Kuhnke, der den kaschubischen Fischern
Helas wasserdichte Stiefel zu machen verspricht, von ihnen Anzahlungen fordert und sich
mit dem Gelde dann aus dem Staube macht. Die Gestalt des Schusters zeichnet
Bandrowski mit folgenden Worten:

»Er trug eine fettige, fleckige, aber ganz schwarze Jacke, eine unerhört zerdrückte und

verzogene tango-farbene Krawatte, eine dunkelgrüneSportmütze,einen schrecklich schmutzigen
Kragen und ebensolche, nicht zugeknöpfte,aus den Aermeln vorkommende Manschetteu, Pepitta-
hosen und braune Leinenschuhe. Der borstige, schwarz-weißeBart war düster, wie ein unab-

änderliches Urteil, seine hellen, wässrigen Augen zitterten, als ob in ihnen Angst und Unruhe
säße. Die Haltung dieses Menschen erinnerte an einen Hund, der fchönmacht und deswegen
sehr zufrieden ist. Das Menschlein saß nämlich auf einem grünlarkierten Holzköfferchen,
seine Hände hatte er auf einen Stock gelegt. Eine dieser Hände, die sehr braun und mit

etwas Schwarzem grausam beschmiert und deren Fingernägel unregelmäßig abgerissen waren,

war grau-weiß tätorviert. Die ganze Gestalt strömte unverkennbar den zarten Geruch von

Spiritus und Schuhwichse aus, und sein Schnurrbart war denn auch sehr schwarz.«

Jn einem ähnlich unvorteilhaften Licht wird dann auch die Frau dieser komischen Miß-
geburt eines Schusters, die dem Hirn Bandrowskis entsprungen ist, geschildert: »Sie hat
rote Haare, aber abgrundtiefe dumme und schwarze Augen, ein Pferdemaul, Sommer-

sprossen, schwarze Fingernägel,einen beschränktenVerstand und keinen Busen . . . Seine

Frau konnte als Weib gelten, das sehen lassen kann, denn sie war vollendet dumm,
sprach wenig und in abgerissenen Sätzen, arbeitete jedoch unermüdlich. Dieser Ansicht
waren jedenfalls alle. Niemand wußte, daß d i e se so g e n a n n te A r b e it n u r

eine körperliche Anstrengung ohne Sinn und Plan war, die einem

einzigen Bedürfnis dieser Dame, dem Bedürfnis nach Bewegung entsprang, die ihr als

ganzer Lebensinhalt genügte. Dauernd trug sie etwas, hob etwas, stellte etwas um,

brachte etwas, trug etwas fort, fegte, wusch, aber das führte alles zu nichts.« Es wirkt
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nach dieser INenschenschilderungungemein lächerlich, wenn Bandrowski diesen Schuster
als

ng
Jnitiator eines diplomatischen Konfliktes zwischen Danzig und Polen hinzustellen

versu t.

Ein in der schöngeistigenLiteratur Polens mehrfach behandeltes Thema ist die auch in

der polnischen Geschichtswissenschaftnoch immer nicht ausgestorbene L e g e n d e v o m

»D a n z i g e r B l u t b a d«, dem bei der Besetzung der Stadt durch den Deutschen Ritter-
orden im Jahre 1308 8 10 000 friedliche slawische Bewohner zum Opfer gefallen sein
sollen. Wieder ist es S t e f a n Z e r o m s k i

, der in dem schon erwähnten Buche »Wind
vom Meere« seiner blutrünstigenPhantasie die Zügel schießenläßt:

»Die Kreuzrittersöldner, geschult in den ausgesuchtesten Verbrechen in den

IBäldern und auf den Brandstätten der preußischenUnkerjochung, hieben die Menschenmassen
l.;usamme11, wie der Holzfäller, der, stöhnend bei seiner Arbeit und schwitzend vor An-

strengung, Bäume fällt. . . Die Soldaten des Ordens drangen in die beiden Kirchen ein

und vergossen das Blut an den Pfeilern, vor den Beichtstühlen und an den Stufen der

Altäre. Die Kreuzritteraxt ließ niemand auf den Markt durch. Sie rasten im Wahn-
sinn des Verbrechens, in wildem Rausch, in der Rache unt der Rache
willen und in einer wahren Kunst des Mordens Einer hieb mit einem

Schlage die Köpfe von den Rütnpfen, ein anderer hieb von den Armen die flehend erhobenen
Hände ab. Bis die Schweine, die in ihren warmen Pfützen lagen, verwundert in dem mit

Blut getränkten Boden zu schmatzen begam1en... Es flossen die roten Ströme ins Bett
der Radaune. Die Wasser der Ntottlau färbten rot.«

Auch A d a m C e h a k - S to d o r besingt in seiner Dichtung »Und in der Nadaune

ist blutiges Wasser« diese widerlichen Erfindungen der deutschfeindlichen Propaganda.
Fr. Sedzicki leitet in seiner Dichtung »Danzig«, die 1929 erschienen ist, aus der

Schilderung dieser Moritat das moralische Anrecht Polens auf Danzig ab. Daß die

Geschichte vom ,,Danziger Blutbad« längst als eine aus dem Jahre 1310 stammende pol-
nische Propagandalüge festgestellt ist, haben bisher weder die polnischen Dichter, noch die

polnischen Wissenschaftler zur Kenntnis genommen. Die imposante Geschichte des Mittel-
alters der Stadt und ihrer stolzen Arbeit im Laufe der Jahrhunderte, ihrer Kunst und

Architektur sind für den polnischen Roman eine terra incognita geblieben. Der Pole
W l a d t) sl a w P n i e w s ki faßt seine Forschungen wie folgt zusammen: »Die gefühls-
mäßige Einstellung unserer Schriftsteller zu Danzig ist nicht herzlich. Auf Schritt und

Tritt begegnen uns trotz ihrer Schwächefür den Hafen, die Stadt und die Leute irgend-
ein Mißklang, irgendeine Fremdheit des Gefühls, mitunter Wehmut und Abneigung und

ausnahmsweise sogar Lust zur Rache und Gewaltmaßnahme. Jn einem bedeutenden

Teil der Werke tritt die politische Tendenz hervor, die den künstlerischenEindruck verdirbt.«

Politische Presse zum ischechischenKonflikt
Die Anfrage Londons an Warschau, wie die polnische Regierung im

Falle eines bewaffneten Konflikts in Europa zu verhalten gedenke, hat die polnische Presse
zu verworrenen und vielfach widerspruchsvollen Kombinationen und Meinungen verleitet-

Selbst wenn man von den Asphalt- und Sensationsblättern absieht, die keine Gelegenheit
vorübergehenlassen, ihre Leser mit den unwahrscheinlichsten Gerüchten zu füttern, muß
man feststellen, daß bis vor kurzem auch die ernster zu nehmende polnische Presse einen

wenig geschulten Blick für die sachliche Beurteilung der durch Prag heraufbeschworenen
Krise bewiesen hat. Auch ihre Jnformationen haben allzu deutlich verraten, daß sie von

jenen ebenso »gut informierten« wie verantwortungslosen Elementen stammten, die ihr
,,Wissen« um die »geheimstenDinge« in den Kaffeehäusern der Landeshauptstadt feil zu
bieten pflegen. Unternimmt man den Versuch, in dieses Durcheinander der Meinungen
irgendeine Ordnung hineinzubringen, so heben sich im wesentlichen drei Gruppen
vo n Ansichten ab. Sie werden vertreten: 1. von der Negierungspresse, 2. von den

Blättern der volksfrontfreundlichen Linken, und Z. von den »unabhän igen intellektuellen

Politikern", die in verschiedenen Organen, vor allem der konservativen ichtung zu Worte
kommen.

Von den der Regierung nahestehenden Blättern zeigt schon seit längerem der

,,K u r j e r P o r a n n y« am tschechischenKonflikt am stärksten interessiert. Seine Auf-
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sätzezeugen von einer klaren Auffassung des Wesens des Problems; sie halten sich auch
nicht von der Verurteilung der kurzsichtigen Prager Politik gegenüber den in jeder Hin-
sicht begründeten Forderungen des Sudetendeutschtums zurück. Diese Einstellung des

Blattes entspringt der Erkenntnis, daß Polen, ähnlich wie Deutschland für die Sudeten-

deutschen, für die polnischen Volkstumsangehörigen in der Tschecho-Slowakei einzutreten
habe, um deren Los zu erleichtern, und daß eine Behinderung der deutschen
Jnitiative im tschechischen Konflikt für die polnische Volks-

gruppe nur eine Verminderung ihrer Aussichten auf Erlangung
besserer Lebensbedingungen zur Folge haben müsse. Mit dieser
Auffassung dürfte dieses Blatt der Einstellung der amtlichen polnischen Politik nahe-
kommen, die bei der englischen Regierung bereits ihren Anspruch auf »politischeMeist-
begünstigung«in bezug auf die polnische Volksgruppe in der Tschecho-Slowakei ange-
meldet hat.

Die gleiche Einstellung zum tschechischenKonflikt ist im wesentlichen auch beim »Er-
preß Poranny", ,,Dzien Dobry«, Dobry Wieczor« und bei der »Ga-

«zeta Polska«, dem Organ des Außenministers, zu beobachten. Dem letztgenannten
Blatt hat der sozialdemokratische ,,R o b o t n i k« vorgeworfen, daß es seinen Lesern Nach-
richten über den Stand der tschechischenFrage vorsetze,die ,,nicht besser von Herrn Goeb-
bels ausgegeben werden könnten«. Dieser Vorwurf des ,,Robotnik« hat auf einen

Bericht des Nürnberger Korrespondenten der ,,Gazeta Polska« bezogen, in welchem zum
Ausdruck gebracht wird, daß es schon zu spät sei, ein Kantonprojekt nach Schweizer
Muster für die Tschecho-Slowakei zu verfolgen, daß also nur noch die »friedliche"Auf-
teilung dieses Staates übrig bleibe. Eine Nachprüfung ergibt nun allerdings, daß die

,,Gazeta Polska« diese Lösungsmöglichkeitnicht als eigene Ansicht, sondern als Auf-
fassung ausländischerBeobachter wiedergegeben hat, die einen europäischen Krieg wegen
der Tschecho-Slowakei für einen Nonsens halten, weil aus einem solchen nur der Bolsche-
wismus als Sieger hervorgehen könnte. Daß die der polnischen Regierung nahestehenden
Blätter dem Problem der polnischen Volksgruppe in der Tschecho-Slowakei dauernd

starke Beachtung zuwenden, ergibt im übrigen daraus, daß diese Blätter die Forde-
rungen des Organs dieser Volksgruppe, des ,,Dziennik Polski", die den Forderungen der

Sudetendeutschen fast völlig gleichen, ganz zu den ihrigen macht.
Von weiteren, den Regierungskreisen nahestehenden Blättern ist die ,,Polska Za-

ch o d n i a«, das Organ des Wojewoden Grazynski, zu erwähnen. Dieses Blatt hat kürz-
lich einen längerenBeitrag über das »Problem der polnisch-tschechischenBeziehungen-«ver-

öffentlicht und darin mit großer Bitterkeit alle jene Hinterhältigkeitenin Erinnerung ge-

bracht, die Polen seit seiner staatlichen Erneuerung von tschechischerSeite erfahren mußte.
Alle Versuche Polens, zur Tschecho-Slowakei in ein freundschaftliches Verhältnis zu-
kommen, seien an der Unbelehrbarkeit der Prager Regierung gescheitert. Die Mitte
1 9 3 3 von Polen unternommenen Versuche hätten nur zu einer ku r z f r i st i g e n E n t -

spannung geführt. Diese habe damals ihren Ausdruck gefunden: 1. in der von der

Jntelligenz beider Länder gepflegten Jdee der slawischen Zusammenarbeit, 2. in dem

WWW

Wenn ZZ Millionen Angehörige eines Volkes von 80 Millionen kein Lied singen
dürfen, das ihnen paßt, nur weil es den Tschechen nicht gefällt, oder wenn sie blutig ge-

schlagen werden, bloß weil sie Strümpfe tragen, die die Tschechen einfach nicht sehen
wollen, oder wenn man sie terrorisiert und mißhandelt,weil sie einen Gruß grüßen, der

den Tschechen unangenehm ist, obwohl sie damit nicht die Tschechen, sondern nur sich
selbst untereinander grüßen, wenn man sie wegen jeder nationalen Lebensäußerungwie

das hilflose Wild jagt und hetzt, dann mag das den würdigenVertretern unserer Demo-

kratien vielleicht gleichgültig,möglicherweisesogar sympathisch sein, weil es sich hier ja nur

um ZZ Millionen Deutsche handelt. Jch kann aber den Vertretern dieser Demokratien
nur sagen, daß uns dies nicht gleichgültigist, und daß, wenn diesegequälten Kreaturen

kein Recht und keine Hilfe selbst finden können, sie beides von uns bekommen werden«

Die Rechtlosmachung dieser Menschen muß ein Ende nehmen.
Ad olf Hitler (Reichsparteitag 1938).
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Zustandekommen einer polnisch-tschechischenPresseverständigung,die darauf beruhte, daß
polnische und tschechischeJournalisten gegenseitig mit freundlichen Artikeln über ihre
Länder beliefern sollten, 3. in dem gemeinsamen Vorgehen der beiden Staaten gegen den

GleichberechtigungsanspruchDeutschlands, 4. in der forrierten Ausgestaltung des Ver-

einswesen zur Pflege der Freundschaftsbeziehungen (in Polen bestanden seiner Zeit nicht
weniger als vierzehn polnisch-tschechischeVereinigungen), 5. in der Konstruktion eines

tschechischenWirtschaftsinteresses an Polens Zugang zum Meere (Gding·en als »all-

slawischer Hafen««"!),6. in den häufigen Besuchen tschechischer Organisationen in

Polen und umgekehrt isn zahlreichen p o l n e n Vorträgen und Kundgebungen in der

«Tsch2chD-Slowakei,und schließlich6. in der Propagierung eines polnisch-tschechischenMill-

tärbündnisses zur Wahrung des gemeinsamen Interesses an der ,,Unverletzlichkeit der Ver-

träge«. Von alledem sei nicht mehr übrig geblieben, als der polnische Versuch, den tschechi-
schen Transitverkehr über Gdingen zu leiten. Die Annäherungspolitiksei, so hat es in der

,,Polska Zachodnia«geheißen,nicht weiter gediehen, weil es in der Handelsvertragspolitik
zu keiner Einigung karn, weil Prag es ablehnte, mit der polnischen Regierung über die

Garantie der polnischen Westgrenze zu verhandeln, und weil Polen der Kleinen Entente

gegenüber ablehnend verhielt. «

Ganz anders verhalten sich die B l ä t t e r d e r Lin k e n. Für sie, vor allem für den

sozialdemokratischen«R o b otn i k«, scheint das Problem der polnischen Volksgruppe in

der Tschecho-Slowakei nicht zu existieren oder zumindest eine höchst untergeordnete Rolle

zu spielen. Diese Einstellung machen auch die Blätter der Arbeitspartei (,,Morges-
Front«), vor allem die ,,Po l onia«, das Organ des in der Tschecho-Slowakei im Exil
lebenden Korfanty, zu eigen. Für dieseBlätter gibt es nur eine ,,deutsche
Gefahr«-, und die von Frankreich im tschechischen Konflikt einge-
nommene Haltung ist die einzig maßgebende für sie. Eine Illustra-
tion dieser Haltung bildet ein jüngst erschienener Artikel der »Polonia«. Das Blatt ist
aufs Aeußersteerregt über den fatalen Eindruck, den die unklare Haltung der polnischen
Regierung in Frankreich mache: Unfaßbar erscheine den Franzosen der Gedanke, daß
Polen mit Deutschland zusammen gegen die Tschecho-Slowakei Front machen könnte. Ein

solches Zusammengehen sei, so meint die ,,Polonia«, das ,,schlimmste Verbrechen«. Es sei
peinlich, daß die KorrespondentenfranzösischerZeitungen in Warschau keine Jnformationen
von maßgeblicher polnischer Seite erhielten, und daher darauf angewiesen seien, die

Stimmen der regierungsfreundlichen Blätter und z. B. die erschreckende Ansicht des

,,Kurjer"Poranny«zu zitieren, daß das polnische Volk nur für den Schutz seiner eigenen
Grenzen, nicht aber zur Verteidigung fremder Grenzen sein Blut herzugeben bereit sei-
Solche Worte, so schreibt—»Polonia«wörtlich, müßten in Frankreich als ,,sinnlose und
gefährlichePhrasen« aufgefaßt werden. Frankreich sei durch Bündnisse mit Polen und

der Tschecho-Slowakei verknüpft; wenn diese Bündnisse enttäuschen, dann müsse das

ganze Gebäude der europäischenSicherheit wie ein Kartenhaus zusammenstürzen. Es sei
tief bedauerlich, daß die polnische Regierung wegen ihrer unklaren Haltung in der tschechi-
schen Frage die fatalste Presse in Frankreich habe; und es sei sehr bezeichnend,daß man

in Frankreich unk- so mehr für die Ansichten der ,,unabhängigen«polnischen Presse inter-

essiere, daß z. B. die Artikel des Generals Sikorski, die im ,,K u r j e r W a r s z a w s k i«

erschienen sind, von allen französischenSendern verbreitet worden seien und daß«auch die

deutschfeindlichenManifestationen in Pommerellen und Schlesien in allen französischen
Blättern den stärkstenWiderhall gefunden hätten.

Auch dem ,,Kurjer Warszawski«, dem ,,Jlustrowany Kuryer Cod-

zie n n y« und einer Anzahl anderer betont deutschfeindlicheBlätter liegen die französischen
und englischen Ansichten über die tschechischeFrage offenbar näher, als die polnischen
Belange, wenn sie es auch mit Rücksichtauf ihre Leserschaft nicht wagen, so ostentativ,
wie etwa der ,,Robotnik«, gegen das Credo des »Weltverbandes der Polen« zu verstoßen-
Es spricht aber viel für die Auffassung des konservativen »Czas«, der die bedauerliche
Tatsache, daß die polnische Presse brühwarm und kritiklos ihre
Nachrichten und Ansichten über die tscherhisrhe Frage aus Frank-
r e i ch b e z i e h t

, auf den Umstand zurückführt,daß sie die Fehler, auf denen die franzö-
sische These in der tschechischenFrage fußt, nicht erkenne. Die französischePolitik, so
schreibt der »Czas«, verstehe die Probleme der Staatsraison mehr als die Nationalitäten-

fragen; sie wisse nicht, daß in demjenigen Teile Europas, wo die Staatsgrenzen nicht
mit den Volksgrenzen decken, die Stärke eines Staates, der über viele Minderheiten ver-
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fügh Nicht einfach nach der Bevölkerungssiärkebewertet werden könne« Jn Polen sollte
man, meint der ,,Czas«,so etwas eigentlich wissen. Wenn es die polnische Presse trotzdem
Vokzikhe, der französischenDenkschablone zu bedienen, so sei das ein Zeichen dafür, daß
es ihr an politischer Reife fehlt. Auch der »Kurjer Poranny« hat in ähnlicher Form
mit der schwachen Ueberzeugungskraft der französischenThese befaßt. Man sieht aus

diesen Stimmen, daß die polnische Oeffentlichkeit durch einige politisch ernst zu nehmende
Organe vor dem Geschwätzder Frankreich hörigen Presse gewarnt wird.

Ein Leitartikel des ,,Czas«, der »Die Aufgaben der polnischen Politik gegenüber der

tschechischenKrise« behandelt, sei noch erwähnt: Z w e i e r l ei Z i e l e ha b e d i e p o l -

nische Außenpolitik in der tschechischen Frage zu verfolgen,
nämlich 1. es zu keiner Verschiebung des Kräfteverhältnisses zu

ungunsten Polens kommen zu lassen, und 2. für die Polen hinter
der lea die ihnen gebührenden Rechte zu erkämpfen. Jn der bis-

herigen Pressediskussion sei fast nur von dem ersten Punkt die Rede gewesen. Man müsse
darüber staunen, daß polnische Blätter, die soviel Energie aufwenden, um die (angebliche)
Unzulänglichkeitdes Schutzes der polnischen Minderheit in Deutschland aufzuzeigen, sich
so wenig für das Los der Polen in der Moldaurepublik interessieren. Und doch sei jetzt die

einzige Gelegenheit, die Forderungen der Polen hinter der Olsa zu erkämpfen, eine Gelegen-
heit, die niemals mehr wiederholen werde. Wenn Prag die Forderungen Henleins an-

nehme, müsse Polen verlangen, daß dieselben Rechte auch der polnischen Minderheit in

der Tschecheizugebilligt werden. Darüber müsse sowohl die Prager Regierung wie

das Ausland klar sein. Jm übrigen sei es völlig verfehlt, anzunehmen, daß im Falle der

Nichtbeibehaltung des status quo in der Tschecho-Slowakei eine Verschiebung des Kräfte-
verhältnisses ohne Rekompensation für Polen eintreten werde. Denn eine lediglich formale
und den derzeitigen Stand beibehaltende Lösung des gegenwärtigenKonfliktes sei die für
Polen denkbar ungünstigsteLösung.

"

,

S e i t d e r F ü h r e r r e d e hat die Auffassung breiter politischer Kreise, was

auch in den Presseäußerungender verschiedenen Lager zum Ausdruck kommt, zugunsten der

Auffassungen der der Regierung nahestehenden und freundlich gesinnten Presse gewandelt.
Blätter wie der ,,Kiurjer Warszawski«,der ,,Warszawski Dziennik Narodowy« und selbst
der »Jlusirowant) Kuryer Codzienny" (von dem man in Warschau behauptete, er habe
für die tschechischeSache durch das Versprechen der Aufhebung des Verbotes seines

Blattes in der Tschecho-Slowakei einfangen lassen), lassen es sich zwar nicht nehmen, nach
wie vor französischeund englische Pressestimmen zusammenzutragen. Aber die Aus-

wahl dieser Meldungen läßt doch darauf schließen,daß man nicht mehr wie bisher
krankhaft bemüht ist, jede ausländischeAeußerungauszuschalten, die dem deutschen Stand-

punkt gerecht wird oder zumindest nahe kommt. Sind z.B. die bekannten Artikel der

»Times«, die eine Aufteilung der Tschecho-Slowakei in Erwägung gezogen haben, bisher
mit wenigen Ausnahmen in der polnischen Presse kurz übergangenworden, so ist diese
Presse jetzt doch bereit, einzugestehen, daß ein bedeutender Teil der öffentlichenMeinung
Englands doch etwas anders denkt, als sie es bisher ihren polnischen Lesern dargestellt hat-

Karpaihenrußland— ein-e ungelösteFrage
K a r p a t e n r u ß l a n d ist der ösilichsteTeil der Tschecho-Slowakei. Jasina im

karpathischen Ostwinkel ist in der Luftlinie von— Eger im böhmischenNordwestwinkel des

Staates 940 Kilometer entfernt. Wenn man dieser ostwestlichen Entfernung entgegen-
hält, daß Karpathenrußlanddort, wo es an die Slowakei stößt, n u r 8 0 K i l o m ete r

b r e it ist, so erkennt man ohne weiteres den durchaus künstlichenund unnatürlichen Cha-
rakter der Verbindung dieses Landes mit dem tschechischenVielvölkerstaat. Es waren

daher auch ausschließlich machtpolitisrhe Gründe, die die Tschechen die

Forderung nach einer Angliederung dieses Gebietes an ihren Staat aufstellen ließen. Es
war der Wunsch und die Hoffnung, mit der Sowjetunion in unmittel-

bare Grenzfühlung zu kommen, eine Hoffnung, die jedoch dank des Zusam-
menbruches der Roten Armee vor Warschau im Jahre 1920 nicht in Erfüllung ging. Die

Bestimmung Karpathenrußlands, als Teil des tschecho-slowakischenStaates, als östliche
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Fortsetzungder Slowakei die Brücke nach Sowjetrußland zu bilden, wurde durch zwei,auf
ganz- verschiedenen weltanschaulichen Grundlagen fußende tschechischePolitiker uberem-
stimmend bestätigt. Kra marsch erklärte im Jahre 1925: »Wir haben in Versailles
mit unseren Interessen auch die Interessen Großrußlands wahrgenommen. Das ist vor-

läufig in der Weise gelungen, daß wir zwecks eines späteren Zusammen-
schlusses der Tschecho-Slowakei mit dem großen geeinten ,Nuß-
land durchsetzten, daß Karpathenrußland unserer Nepublik angegliedert wurde.« Und

M a sa r y k äußerte hierüber in folgender Weise: »Ich betrachte K a r p a t h e n -

rußland als ein der Tschecho-Slowakei von Nußland anver»trau-
tes Pfand, das wir Rußland bei der ersten bietenden Gelegenheit zuruckgebeg
werden. Das erkläre ich ganz offiziell in meiner Eigenschaft als Präsident der Nepublik
Ging, wie gesagt, die Hoffnung auf eine direkte Grenze mit der Sowjetuntonauch nicht
in Erfüllung (tschechisches und sowjetisches Hoheitsgebiet sind auf der kurzesten Strecke

etwa 150 Kilometer von einander entfernt), so wurden mit der Angliederung dieses Lan-

des an die Tschecho-Slowakei doch zwei andere Ziele, die die tschechischenPolitikerzur
Sicherung ihres zusammengeflickten Staates für unbedingt erforderlich hielten, erreicht:
Einmal wurden Polen und Ungarn von einander getrennt und zum
anderen wurde zu dem (damals) eng verbündeten N u m ä n i e n e i n e u n m i t t e l b a r e

Verbindung geschaffen. Dort gelang also das, was die tschechischeDelegation bei

den Diktatsverhandlungen des Jahres 1919 im Burgenland mit ihrem Vorschlag eines

tschechisch-südslawischenKorridors vergebens zu erreichen versuchte.

Jrgendeinen historischen Anspruch auf das Land hatten die

T s ch e ch e n nicht g e l t e n d zu m a ch e n. Jn ihrer politischen Jdeologie spielten
die von Nuthenen (Ukrainern) bewohnten Komitate Oberungarns vor dem Kriege nur

insofern eine Rolle, als sie zu den Gebieten gehörten,die nach ihrer Auffassung in irgend-
einer Weise dem Zarenreich, der Schutzmacht aller Slawen, einverleibt werden mußten.
Der Gedanke, diese Komitate in den tschecho-slowakischen Staat

einzubeziehen, wurde erst während des Krieges, nach dem Zu-
sa m m e n b r u ch N u ß l a n d s

, g e f a ß t. »Die russische Niederlage«, schrieb Masa-
ryk in seinem Buch »Die Weltrevolution«, ,,ergab die Möglichkeit, Karpathenrußland
unserer Nepublik anzugliedern.«. IRasaryk, als das Haupt der tschechischenAuslands-

revolution, machte sich also an die Organisationen der in den Vereinigten Staaten leben-
den Nuthenen heran. Und seiner«Arbeit gelang es auch, im November 1918 auf einem

Kongreß der USA-Ruthenen in Srranton einen Beschluß zustande zu
bringen, demzufolge sich die von Ungarn zu trennenden ruthenischen Gebiete »als S t a at

auf föderalistischerGrundlage mit der weitesten Autonomie der

tschecho-slowakischen Republik anschließen« sollten. Ebenso wie mit

den USA-Slowaken brachte Masaryk auch mit den USA-Nuthenen ein entsprechendes
A b k o m m e n zustande. Dieses Abkommen spielte A n f a n g 1 9 1 9

,
als die Tschechen

zur tatsächlichenB e s i tz e r g r e i f u n g des Landes schritten, eine bedeutsame Rolle, inso-
fern, als es von den Tschechen gegen die drei NuthenischenNationalräte, die bei der

Auflösung Ungarns in Karpathenrußland gebildet hatten und von denen der eine den
Verbleib des Landes bei Ungarn, der zweite die volle Selbständigkeit und der dritte den

Anschluß an die Tschecho-Slowakei erstrebte, mit Erfolg ausgespielt werden konnte. Am
8.Mai1919 wurde dann der Anschluß an die Tschecho-Slowakei pro-
kla m i e rt, also einige Tage bevor der ungarisch-tschechischeKrieg begann, der zeitweise
die Existenz der Tschecho-Slowakei in Frage zu stellen schien.

Doch war die von den Nuthenen geforderte und von Tschechen widerspruchslos an-

erkannte Bedingung dieses Anschlusses die volle Autonomie des
Gebietes. Zur Gewährung der Autonomie verpflichteten die Tschechen auch im

Memoire 2, in dem sie der Diktatskonferenz von Trianon ihre karpathenrussischen
Pläne darlegten: »Die Lösung, die am meisten den demokratischen Prinzipien entspricht«,
so hieß es da, »wäre also die, aus ihren (d. h. den ruthenischen) Gebieten e i n e a uto -

n o me Pr o vinz zu bilden und sie mit der tschecho-slowakischenNepublik zu vereinen,
die ihr a l l e F r e i h e i t e n g e w ä h r l e i st e t e. Keinerlei Prinzipien und keine Inter-
essen würden dadurch verletzt.« Jm Friedensdiktat selbst wurden die Tschechen
verpflichtet, Karpathenrußland mit der weitestgehenden, mit der Einheit des Staates

zu vereinbarenden Autonomie auszustatten. Das Gebiet sollte einen eigen en La n d-
t a g erhalten, der die g e s e tz g e b e n d e G e w a l t in den Angelegenheiten der Sprache-
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des Unterrichts, der Religion und der lokalen Verwaltung ausüben sollte. Der Go u-

vern e u r des Gebietes sollte vom Präsidenten der Republik ernannt werden und de»m
Landtag verantwortlich sein. Die Beamten des Gebietes sollten nach Mog-
lichkeit aus der einheimischen Bevölkerung stammen.

, Tatsächlich trat diese Autonomie, die auch in der Verfassung verankert
wurde, n i e m a l s i n K r a f t. Der erste, mit diktatorischen Vollmachten ausgerustete
Gouverneur war ein Tscherhe. Das ihm beigegebene D i r e k t o r i u m hatte überhaupt
nichts zu sagen. Von 1920 an wurde der Gouverneursposten zwar mit einem Ruthenen
besetzt. ·Es blieb aber alles beim Alten. Denn die tatsächlicheunbeschränkteMacht lag
in der Hand des V i z e g o u-v e r n e u r s , und der war natürlich wieder ein Tscheches
Von Autonomie war nicht mehr die Rede. Jn 20 oder 30 Jahren, so hieß es, werde das

Land vielleicht reif dazu sein! Jm Jahre 1 9 26 wurde die Landesverwaltung geändert:
Das System der autonomen Komitate wurde beseitigt und das Land zu einer Verwal-

tungseinheit zusammengefaßt,an deren Spitze ein L a n d e s p r ä s i d eln t als der tat-

sächlicheMachthaber stand, während der G o u v e r n e u r weder Rechte noch Vollmachten
besaß und nichts war als ein inhaltsloses Symbol, dazu bestimmt, das Ausland zu täu-

schen. Dem Landespräsidenten stand eine L a n d e s v e r t r e tu n g zur Seite. Sie be-

stand aus 18 Mitgliedern, von denen 6 von der Regierung ernannt, die übrigen 12 von der

Bevölkerunggewählt wurden. Sie besaß keine gesetzgebende Gewalt, son-
dern lediglich beratenden Charakter in den Fragen des Unterrichtswesens,
der sozialen Fürsorge, des Gesundheitswesens und des Verkehrs. Von Autonomie keine

Spur! So blieben die Verhältnisse bis zum Jahre 1 9 3 7.« Damals legte die Prager
Regierung, der die heftigen Proteste, mit denen die um ihre Autonomie betrogenen
Ruthenen an das Ausland wandten, allmählich unangenehm geworden waren, dem Ab-

geordnetenhaus einen G e s e tz e n t w u rf vor, der »die erste Etappe der im Friedensver-
trag festgelegten Verpflichtung zur Gewährung einer karpathenrussischen Autonomie ver-

wirklichen«sollte. Am 8. Oktober 1937 trat das Gesetz in Kraft. Jm wesentlichen änderte
sich nichts: Das Recht auf· einen gesetzgebenen Landtag wurde den

R u the n e n w ei te r v e r w e i g e r t. Statt dessen wurde wieder eine lediglich be-

ratende Körperschaft, ein Gubernialrat, gebildet, von dessen 24 Mitgliedern 9 von der

Regierung ernannt wurden.

Die Prager Regierung hat in den fast zwei Jahrzehnten, die sie nunmehr über Kar-

pathenrußland gebietet, dort eine schroffe und rücksichtslose Tschechisie-
rungsarbeit geleistet. Sie hat das Land mit einer Flut von tschechischen
Beamten, Lehrern, Gendarmen, Kolonisten usw. überschwemmt Jm

Jahre 1919 hat es in Karpathenrußlandüberhaupt keine Tschechen gegeben. Heute gibt«
es mindestens 4 0 000 Tsch echen im Land. Jn Ungvar, das im Jahre 1919 keinen

einzigen Tschechengehabt hat, gibt es deren heute über 6000. Die tschechischenZuwande-
rer halten fast sämtliche wichtigen Verwaltungs- und Wirtschaftsposten besetzt. Seit
1926 wird die Tschechisierung des Schulwesens mit stärkstemNachdrurk be-"
trieben. Auch an Orten, in denen es überhaupt keine tschechischenKinder gibt, werden mit

großem Aufwand tschechischeSchulen errichtet, in die unter skrupelloser Ausnutzung der

furchtbaren Not, in der die Bevölkerungbefindet, nichttschechischeKinder hineingepreßt
-werden. Die r u th e n i s ch e S p r a ch e wird unterdrückt. Dabei macht die tsche-
chische Verwaltung den Umstand zunutze, daß das Karpathenruthenische in zahlreiche
Dialekte aufgespalten ist. Jm Jahre 1926 ist das Tschechischeoffiziell als Amts-

sprache eingeführt worden, nachdem es schon vorher praktisch als solche angewandt
wurde. Das Ruthenische ist im Verkehr der Aemter mit den Parteien fakultativ zu-
gelassen. Jm vergangenen Jahre hat die Prager Regierung den politisch sehr interessan-
ten Versuch gemacht, das Großrussische als alleinige Unterrichts-
s p r a ch e a n alle n S ch u l e n Karpathenrußlandseinzuführen.

Nach der Volkszählung von 1930 setzt sich die B e v ö l k r- r u n g Karpathenrußlands
wie folgt zusammen: 447 000 Ruthenen, 110 000 Madjaren, 91 000 Juden, 21 000

Tschechen, 13 000 Slowaken und ebenso viele Deutsche, zusammen rund 710 000 Ein-
wohner tsrhecho-slowakischerStaatsangehörigkeit. Das sind noch nicht 5 v. der Ge-
samtbevölkerungdes Staates. Den Hauptteil der Bevölkerungbilden mit 63 v. also
die Ruthenen, die in größerer Zahl wohl erst im 16. und 17. Jahrhundert in das
damals noch kaum besiedelte Land eingewandert sind. Ein großer Teil der ruthenischen
Siedlungen ist erst gegen Ende des 17. und zu Anfang des 18. Jahrhunderts entstanden.
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Die IN a dja r e n , die mit 16 v. der Bevölkerung die zweitgrößteVolksgruppe Kar-

pathenrußlands bilden, siedeln in verhältnismäßiger Geschlossenheit in dem wirtschaftlich
günstigstenTeil, dein südwestlichenGrenzstreifen des Landes, wo sie in 80 von den ins-
gesantt 482 Ortsgemeinden Karpathenrußlands (nach der Volkszählung von 1930),die
absolute DNehrheit bilden. Die Juden stellen nächst den Tschechen den jüngsten Bevölke-

rungsteil Karpathenrußlandsdar. Sie sind im wesentlichen erst im Laufe des 19. Jahr-
hunderts aus Polen bzw. Galizien zugewandert. Jhr Anteil an der Gesamtbevölkerung
beträgt 13 v. Sie haben das Wirtschaftsleben, vor allem den Handel völlig in der
Hand. Neben den Tschechen bilden sie in Karpathenrußland das einzig ,,staatstreue«
Element. Während es- bei den im Lande befindlichen Tschechen, wie schon er-

wähnt, ausschließlichum Elemente handelt, die erstvin den letzten 20 Jahren zugezogen sind,
gehören die S l o w a k e n , die allerdings nur knapp 2 v. der GesamtbevölkerungKar-

pathenrußlands ausmachen, zu dessen alteingesessenen Bevölkerungsteilen. Der slowa-
kische Volksboden reicht von Westen her ein kleines Stück in das Gebiet hinein, während
andererseits das ruthenische Siedlungsgebiet weit in den nordöstlichenTeil der Slowakei

vorstößt. Die gleichfalls etwa 2 v. der B e v ö l k e r u n g ausmachenden Deutschen
verteilen sich, zumeist ohne räumlichen Zusammenhang miteinander, über das ganze Land.

Es gibt in Karpathenrußland12 Qrtsgemeinden mit absoluter deutscher Mehrheit.
Die w i r t s ch a f t l i ch e L a g e Karpathenrußlands ist katastrophaL Die Lebens-

bedingungen haben durch die politische Lostrennung von Ungarn
e m p f i n d l i ch v e r s ch l e ch te r t. Früher sind große Scharen von Gebirgsbewohnern
während des Sommers als S a i so n a r b e i te r auf die großen Güter der ungarischen
Tiefebene gegangen. Sie haben dort gut verdient. Diese Verdienstmöglichkeithaben sie
durch die Aufrichtung der neuen Grenze verloren. Der Hauptreichtum des Landes ist sein
Holz. Früher ist das waldarme ungarische Tiefland dessen Hauptabnehmer gewesen. Die

Verbindung mit der Tschecho-Slowakei hat den Weg zu diesem nahen und lohnenden Ab-

satzmarkt weitgehend versperrt. Durch den 1931 vom Zaun gebrochenen Wirtschaftskrieg
mit Ungarn ist die H o l z a u s f u h r n a ch U n g a r n vollends auf ein Minimum zu-

samemngesunken. Für die armen Gebirgsbewohner Karpathenrußlands aber ist neben der

Saisonarbeit auf den Großgütern Ungarns die Waldarbeit die Hauptverdienstquelle ge-
wesen. Von tschechischerSeite ist nichts geschehen, um der Bevölkerung Ersatz für die

verloren gegangenen Verdienstmöglichkeitenzu schaffen. Es kommt noch hinzu, daß die an

nur spärlich vorhandene Jn du strie, die im Verbande Ungarns früher einer

gewissen Förderungdurch die Regierung hat erfreuen können, unter den neuen Bedin-

gungen nicht zu behaupten vermocht hat. Der r u t h e n i s ch e n Jn t e l l i g e n z ist der

Zugang zu nahezu allen Berufen versperrt. Unter solchen Umständen hat der niemals

besonders hohe Lebensstandard der karpathenrussischen Bevölkerung einen für europäische
Verhältnisse unwahrscheinlichen Tiefstand erreicht. D i e H u n g e r s n o t i st i n d i e -

sem Lande zu einer chronischen Erscheinung geworden. Eine inter-

nationale Kommission unter Führung des Engländers H amilto n , die im Jahre 1932

Karpathenrußlandbereist hat, hat dort, ihrem Bericht zufolge, Zustände angetroffen, wie

sie selbst nicht in den Hungergebieten Chinas und Indiens herrschen. Diese Verelendung
der Bevölkerunghat in Verbindung mit der politischen Entrechtung einerseits zu einer

wachsenden Feindschaft der Bevölkerung gegen die tschechischen
Ausbeuter und Gewaltherren geführt und andererseits dieBevölkerung
in« die Arme des Kommunismus getrieben.

«

Es sind folgende Schlußfolgerungenzu ziehen: Die Tschecho-Slowakei hat auf Kar-

pathenrußland weder ein historisches noch ein völkischesAnrecht. Die tsrhechische Herr-
schaft in diesem Lande ist eines Fremd- und Gewaltherrschaft. Sie hat sich nicht als fähig
erwiesen, der Bevölkerung ihre wirtschaftlichen Lebensgrundlagen zu sichern. Sie lehnt
es grundsätzlichab, dem Lande die Autonomie zu gewähren, zu der sie im Friedens-
diktat freiwillig verpflichtet hat .und die die Voraussetzung für die Verbindung
dieses Landes mit der Tschecho-Slowakei gewesen ist. Der einzige Zweck, den Karpathen-
rußland im Verbande des tschechischenVielvölkerstaates zu erfüllen hat, ist, die Brücke

zum sowjetischen Bundesgenossen zu bilden. Fügt man noch hinzu, daß die tschechische
Herrschaft die Bolschewisierung der karpathenrussischen Bevölkerung nicht zu verhindern
vermocht hat-, so muß man die Zugehörigkeitdieses Landes zur Tschecho-Slowakei, wie die

Existenz dieses Staates überhaupt, als eine Gefährting des europäischen Friedens be-’
zeichnen.
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Vor den Neuwahceu in Polen-
Es ist wohl an die zehn Jahre her, daß der damalige Chef des ,,Unparteilichen Blocks

für die Zusammenarbeit mit der Negierung«,O b e r st S la w e k ,
erklärt hat: »Die

Regierung weiß, daß das Volk nicht hinter ihr steht, aber nie-

mand weiß, wo es eigentlich steht." Der Unparteiliche Block gehört seit
Jahren der Vergangenheit an; er ist letzten Endes an der Wahrheit des Satzes, mit der

sein Chef damals die Undurchsichtigkeit der innerpolitischen Verhältnisse Polens charak-
terisiert hat, zugrunde gegangen. Dieser Satz gilt auch noch heute. Wo das polnische
Volk in den oft und leidenschaftlich erörterten Fragen der Jnnenpolitik eigentlich
steht, das weiß auch heute kaum jemand zu sagen. Dem ,,L a g e r d e r n a t i o n a le n

E i n i g u n g« ergeht es in dieser Hinsicht nicht besser, als es seinerzeit dem Unpartei-
lichen Block ergangen ist. Jm Gegenteil: Es steht wesentlich unsicherer und ungefestigter
da als sein Vorgänger, der wenigstens das unersetzbare moralische Plus der Autorität

des Marschalls Pilsudski für gehabt hat. Die Bemühungendes Lagers, die staats-
bejahenden und aufbauwilligen Kräfte zu konzentrieren, werden heute kaum noch von

der ernsten Seite genommen, nachdem der Kurs des Lagers erst rechts und dann links

gelenkt worden ist, um schließlich,ohne eigentliches Ziel, den treibenden Unterströmungen
der Verbesserer, der Konservativen, der Nationalradikalen, der Militärkreise, der

Bauernfreunde usw. überlassen zu werden-

Die Ungewißheit darüber, ,,wo das Volk eigentlich steht", be-

steht nunmehr schon seit mehr als zwölf Jahren. Solange Pilsudski
gelebt hat, ist diese Ungewißheitnicht besonders ernst zu nehmen gewesen, da die Persön-
lichkeit dieses Mannes wenigstens an vjder Spitze der Staatsführung eine

e i n h e i t l ich e H a l t u n g zu garantieren vermocht hat.- Seitdem dieser Magnet
aber fehlt, haben die auseinanderstrebenden Kräfte des innerpolitischen Lebens all-

mählich auch an der Spitze der ,Staatsführung auswirken können. Unter der Minister-
präsidentschaftKosrialkowskis haben sich diese Tendenzen zum ersten Male deutlich be-

merkbar gemacht. Damit aber ist die Beantwortung der seit zwölf Jahren offen stehen-
den Frage, ,,wo das Volk eigentlich steht«, zu einer Angelegenheitgeworden, von deren

Erledigung nicht nur die innerpolitische Autorität, sondern auch das außenpolitischeGe-

wicht der Regierung abhängt. Die Tatsache, daß es dem Regime, das nach
dem Namen des Marschalls Pilsudski benannt wird, in· zw ö l f la n g e n J a h r e n

nicht gelungen ist, die alten Oppositionsparteien auf gütlichem
oder anderem Wege zum Verschwinden zu bringen, muß natur-

gemäß die Vorstellung wachrufen, daß diesen Parteien doch
etwas mehr an innerem Gehalt und äußerem Einfluß zu eigen
ist, als die Phraseologen der Regierungspresse wahrhaben
w o l l e n. Die Undurchsichtigkeit, die seit dem Mai-Umsturz von 1926 über den inner-

politischen Verhältnissen Polens gelegen hat, ist für die Staatsführung zweifellos nütz-
lich gewesen. Als Dauererscheinung aber muß sie sich schließlichals schädlicherweisen-

Am 13. September d. J. hat Staatspräsident M o s c i rki folgendes bekanntgegeben:
»Seit den letzten Wahlen zur gesetzgebenden Kammer sind wesentliche innerpolitische
Aenderungen erfolgt. Neue Aufgaben von Bedeutung stehen vor der Oeffentlichkeit. Es

ist von der breiten Masse des Volkes das Verständnis für die Notwendigkeit der Mit-
arbeit an der Staatsarbeit zu erwarten. Jch habe es für angezeigt gehalten, d i e Zu -

sammensetzung der gesetzgebenden Kammern zu erneuern, damit sie
in ihrer Arbeit vollkommenen Ausdruck der in der Oeffentlichkeit kursierenden Strömungen
nehmen können. Von den neuen gesetzgebenden Kammern werde ich erwarten, daß sie
Stellung nehmen zur Frage der Wahlen von Sejm und Senat. Jm

Zusammenhang mit obigem lö s e ich auf Grund des Artikels 13, Absatz 2 der Verfassung
den Sejm und Senat mit dem heutigen Tage auf.« Die Neuwahlen
zum Sejm sollen am 6. November und die zum Senat am 13. No-
v e m b e r st a t t f i n d e n. Diese Bekanntmachung ist völlig unerwartet gekommen, ob-

wohl in letzter Zeit Verhandlungen zwischen der Regierung und verschiedenen oppositionel-
len Gruppen stattgefunden haben, die auf neue innerpolitische Maßnahmen der Regierung
schließen ließen. So hat Ministerpräsident Skladkowski mit den Gewerkschaft-en und

Minister Kwiatkowski mit der Volkspartei verhandelt. Da die P a r l a m e n ts w a -

len wieder auf Grund des alten, von den oppositionellen Par-
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teien schroff abgelehnten Wahlgesetzes von 1935 durchgeführtwerden,
liegt es in der Hand der Regierung, die Zusammensetzung der beiden Kammern zu be-

stimmen. Zugleich aber geben die Handhaben, die dieses Wahlgesetz in die Hand der Ne-

gierung legen, dieser die Möglichkeit, durch gewisse Zusagen bezüglichder Zusammen-
setzungder Wahlmännerversammlungund der Kandidatenliste die oppositionellen Gruppen
aus ihrer unbedingten Gegnerschaft gegen das herrschende System herauszulorken. Daß
die Regierung so überraschendzu Parlamentsneuwahlen entschlossen hat, hängt sehr
wahrscheinlichdamit zusammen, daß in diesem Jahre auch die N e u w a h l e n zu d e n

G e m e i n d e v e r t r e t u n g e n beginnen werden. Denn es ist damit zu rechnen, daß
durch dieseWahlen, wenn sie wirklich ,,sauber«durchgeführtwerden sollten, die Gemeinde-

vertretungen zum größten Teil von regierungsfeindlichen Mehrheiten besetzt werden. Das
aber würde bei dem Einfluß, den die Zusammensetzung der Gemeindevertretungen auf
Grund des Wahlgesetzes Von 1935 indirekt auf die Zusammensetzung des Parlaments be-

sitzt, eine erhebliche Schwächung der Regierung bei den Parlamentswahlen zur Folge
haben. Unter den gegebenen Umständen sinddie Wahlen zum Sejm
und Senat nicht geeignet, die notwendige Klärung der inner-

politischen Kräfteverhältnisse herbeizuführen. Etwas ande-

res ist es mit den Gemeindewahlen.
Die Wahlen zu den Selbstverwaltungskörperschaften werden,

obwohl sie nur den kommunalen Sektor des öffentlichen Lebens berühren, eine aus-

gesprochen politische Note tragen. Sie werden fü r d i e O p p o s i t i o n s p a r t e i e n
,

die seit Jahren erfolglos den Anspruch auf die Macht im Staate erheben und bei den

Sejm- und Senatswahlen wieder nicht zum· vollen Einsatz ihrer Kräfte kommen, eine

G e n e ralp r o b e sein, die allerdings von der Regierung mit großem Geschick, be-

ginnend im Dezember d.J., über einen etwa eineinhalbjährigenZeitraum hingeschleppt
und dadurch ihrer politischen Wirkung im wesentlichen beraubt wird. Jmmerhin wird

·es dem ,,Lager der nationalen Einigung«, das weitgehend mit der Regie-
rung identifiziert hat, nicht leicht fallen, bei diesen Wahlen eine gute Figur abzugeben.
Es wird ihm nur schwer gelingen, in den Städten neben den Endeken und Marxisten, und
in den Dörfern neben der Volkspartei zur Geltung zu kommen. Diese drei oppositionel-
len Gruppen kommen als oppositionelle Hauptkonkurrenten des Lagers in Betracht.
Unter ihnen ist der Volkspartei am meisten Beachtung zu schenken. Dem gesteigerten
Selbstbewußtsein,das die Volkspartei an den Tag legt, entspricht auch die betonte

Schroffheit, mit der sie ihre politischen Forderungen vorbringt-
Bezeichnend hierfür ist die Entschließung, die der Oberste Vollzugs-

a u s u ß d e r V o l k s p a r t ei Ende August auf einer Tagung in Warschau gefaßt
hat. Jn dieser Entschließunghat es geheißen:Die Situation auf dem Dorfe sei so ge-

spannt und die Lage der Landwirtschaft so kataslrophal, daß die Führung der Volks-

partei nicht mehr das moralische Recht für sich in Anspruch nehmen könne, von den

Massen der Bauern noch weiterhin Geduld zu verlangen. Die moralische Verantwortung
für die unvermeidlichen Folgen dieses Zustandes falle auf die führenden Männer des

Negierungslagers zurück, die, von inneren Streitigkeiten völlig in Anspruch genommen,
nicht sehen, was im Lande, besonders auf dem Dorfe geschieht, und die, nur von dem

Willen, an der Macht zu halten, getrieben, alle Warnungen überhören und glauben,
diese Warnungen als taktische Schachzüge der Opposition gering schätzenzu können.

Die Beteiligung an den P a rla m entswahlen ist bisher von der Volkspartei wegen
des ihr unangenehmen Wahlverfahrens mit aller Bestimmtheit abgelehnt worden. Wenn

sie zur Teilnahme an den Gemeindewahlen entschließtund wenn diese Wahlen
dann tatsächlicherweisen, daß diese Partei, wie allgemein angenommen wird, wenigstens
in Mittelpolen und Galizien die Masse der polnischen Bauern hinter hat, dann ge-
winnt sie damit immerhin die Chance, von außen her auf die Beratungen
des Parlaments über die Parlamsentswahlreform einen Druck
a usüb e n zu können. Und sie hat in der Waffe des Bauernstreiks ein sehr
wirksames Mittel zur Hand. Denn die Lage im polnischen Dorf ist tatsächlich ver-

zweifelt und die IRillionen brachliegender Arbeitskräfte, die auf den unzureichenden Acker-

nahrungen als überflüssigerBallast vegetieren, stellen eine gärende Nkasse da, der das

unerprobte Jdeal des Bolschewismus verlockender erscheint, als das uneingelösteWort
der katholischen Kirche.

Von den anderen politischen Gruppen wird, wie gesagt, die politische Stoß-
kraft der Volkspartei offensichtlich recht hoch eingeschätzt.Denn sie bemühen sich alle, mit
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ihr in engere Fühlung zu kommen. Staatspräsident Moscicki hat vor

kurzem mit Vertretern der Volkspartei konferiert und dabei wohl bemüht, diese
Partei von ihrer unbedingten Opposition gegen das herrschende System abzubringen.
Das gutnachbarliche Verhältnis zwischen Volkspartei und S o z i a l d e m o k r a t i -

scher Partei ist verschiedentlich in der gemeinsamen Teilnahme an Kundgebungen
und Aufmärschen zum Ausdruck gekommen. Und von Seiten der N ationa l en

P a r t ei ist der Volkspartei für die Gemeindewahlen ein förmlichesVündnisangebot ge-
macht worden. Die Neigung der so umworbenen Partei, sich nach dieser oder jener
Seite zu binden, ist jedoch anscheinend gering. Denn ein Zusammengehen mit einer der

anderen Qppositionsgruppen könnte ihre Aktionsfreiheit gegenüber der Regierung be-

lasten; von diesen Kreisen selbst aber wird sie durch ihre bisher zäh aufrecht erhaltenen
Forderungen nach einer Nedemokratisierung des öffentlichenLebens und nach einer Am-

nestierung des alten Bauernführers Witos getrennt. Es hängt von der Volkspartei ab,
ob. und in welcher Weise eine Klärung der innerpolitischen VerhältnissePolens erzielt wird.

Daß die Parlame ntswahlen keinen Einfluß auf den politischen Kurs in Polen
haben werden, ist von Negierungsseite bereits klar zum Ausdruck gebracht worden.

Daß der Ausgang der G e m e in d e w a h l e n die politischen IRachtverhältnisse im

Staate unmittelbar beeinflussen wird, ist gleichfalls kaum anzunehmen. Aber immerhin
wird dann eine tauglichere Plattform für die bisher völlig un-

fruchtbaren und im Dunkeln tappenden innerpolitischen Aus-

einandersetzungen vorhanden sein. Von dieser Plattform aus haben die

verschiedenen politischen Gruppen, die sich bisher stets als unbekannte Größen gegenüber
gestanden haben, die Möglichkeit, sichan die große innerpolitische Auseinandersetzung
vorzubereiten, die aller Voraussicht nach mit der im Jahre 1940 fälligen Neuwahl
d e s S t a a t s p r ä s i d e n te n verbunden sein wird, —· wenn bis dahin nicht etwa

Ereignisse eingetreten sind, die alles das, was Polen heute innerpolitisch bewegt, als

gegenstandslos erscheinen lassen.
"

Dr.

,,Beteidigung des politischen Staates-«
Jn letzter Zeit häufen in Polen die Fälle, in denen A n g e h ö r i g e d e r d e u t -

sch e n V o l k s g r u p p e verhaftet, vor Gericht gestellt und verurteilt werden. Die

Anklage lautet in den meisten Fällen auf »Beleidigung des polnischen Vol-
ke s u nd Staates« und »Verbreitung von Nachrichten, die geeignet sind, die öffent-
liche Nuhe und Ordnung zu stören«; Untersucht man die Fälle näher, so ergibt sich,daß
es zumeist darum handelt, daß die betreffenden Angehörigen der deutschen Volks-

gruppe sich in günstigem Sinne über die erfolgreiche Aufbauarbeit
des Nationalsozialismus in Deutschland geäußert und die deutschen
Maßnahmen als vorbildlich auch für Polen hingestellt haben. Solche Aeußerungen,
denen durchaus keine böse Absicht gegenüberPolen zugrunde zu. liegen braucht, sind dann,
wie die Analyfierung der Fälle weiter ergibt, von Personen, die den betreffenden Deutschen
aus privaten Gründen mißgesinnt sind, in entstellter Form zur Anzeige ge-
bracht worden. Nachstehend sollen einige derartige Fälle, deren allein in den Woje-
wodschaften Posen und Pommerellen innerhalb der letzten beiden Monate 50 ereignet
haben, angeführt werden:

Der Jngenieur einer Graudenzer Fabrik war mit seinen polnischen Arbeitern wegen
der mangelhaften Arbeitsleistungen wiederholt in Streit geraten. Eines Tages wurde

er durch die Anklage überrascht, daß er die ihm unterstehenden Arbeiter »in ihren heilig-
sten Gefühlen als Polen beleidigt« habe. Er wurde zu d r ei IN o n a t e n G e f ä n g -

nis mit dreijähriger Bewährungsfrist verurteilt. — Ebenso wie in diesem, handelte es

auch in folgendem Falle um einen persönlichenNacheakt polnischer Arbeiter an ihrem
deutschen Vorgesetzten: Die Landarbeiter eines im Kreise Konitzgelegenen Gutes erschienen
eines Tages bei der Polizei und erklärten, der deutsche Gutsverwalter habe »die polnische
Armee schlecht gemacht«und gesagt, ,,bald werde Hitler kommen und auch in Pomme-
rellen Ordnung schaffen«. Gegen den Deutschen wurde auf Grund dieser Beschuldigungen
Anklage erhoben, und das Konitzer Bezirksgericht verurteilte ihn zu e i n e rn J a h r G e -

fängnis und 100 Zloty Geldstrafe. — Einer deutschen Landwirtsfrau im

Kreise Wirsttz wurde derProzeß gemacht, weil polnifche Soldaten, die bei ihr einquartiert
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gewesen waren und mit denen sie Auseinandersetzungen gehabt hatte, sie beschuldigten,
»das polnischeMilitär verächtlichgemacht« zu haben. Die Frau wurde vom Bromberger
Bezirksgekichkzu acht Monaten Gefängnis ohne Strafaufschub ver-

urteilt. — Eine deutsche Hausbesitzerin im Kreise Bromberg hatte seit längerer Zeit
Streitigkeiten mit ihrem polnischen Mieter. Eines Tages fühlte dieser plötzlich»in
seiner Würde als Pole beleidigt«und erstattete Anzeige. Die Frau wurde vom Brom-

berger Bezirksgericht zu zwei Monaten Gefängnis ohne Strafauf-
sch u b ver-urteilt

Vor einiger Zeit fuhr ein deutscher Ansiedler aus der Petrikauer Gegend im Zuge nach
Warschau, wobei er sich mit einem Bekannten deutsch unterhielt. Einige mitfahrende
Polen, die übrigens die deutsche Sprache nicht oder nur mangelhaft verstanden, behaup-
teten später, aus dem Gespräch der beiden Deutschen unfreundliche Bemerkungen über
Polen herausgehört zu haben. Der deutsche Ansiedler wurde auf Grund dieser unglaub-
würdigen Beschuldigungen vom Petrikauer Bezirksgericht zu e i n e i n h a l b J a h r e n

Gefängnis verurteilt. —- Ein deutscher Landwirt im Kreise Bromberg hatte in

einem Nestaurant darüber geäußert, wie es in Pommerellen wohl aussehen würde, wenn

es wieder zu Deutschland käme. Er wurde für dieseunverbindliche Betrachtung mit zw ei

J a h r e n G e f ä n g n i s bestraft. — Drei Deutsche aus dem Kreise Kolmar wurden

wegen desselben »Verbrechens«für die Dauervon dreiJahrenaus derGrenz-
zo n e a U s gewiese n und dadurch um ihre Existenz gebracht. —- Anläßlich eines

Verkehrsunfalls hatte ein deutscher Landwirt aus dem Kreise Wirsitz kritisch über den

Zustand der Straßen in Polen geäußert und gemeint, in der Frage des Wegebaus könne
Polen etwas von Deutschland lernen. Das KonitzerBezirksgericht hielt durch diese wohl-
meinende Aeußerung»die polnische Ehre für verletzt«und diktierte dem Deutschen eine

Gefängnisstrafe von acht Monaten ohne Strafaufschub zu.
—

Dem Obmann einer deutschen Organisation im Kreise Konitz wurde ein Gerichtsverfahren
angehängt, weil ein 16jähriger Bursche behauptete, er habe in einer Mitgliederversamm-
lung gesagt, daß es »auch in Pommerellen bald so kommen·werde, wie in Oesterreich«.
Der Beschuldigte konnte zwanzig Entlastungszeugen anführen, deren Aussagen das Ko-

nitzer Bezirksgericht aber keinen Glauben schenkte. Auf Grund der Aussage des 16jähri-
gen Burschen wurde der Deutsche zu fünf Monaten Haft und 6000 Zloty
G e l d st r a f e

, bzw. weiteren fünf Monaten Haft verurteilt.

Um die Wahlen zum Memellandckag
Der Memella ndtag hat am 5. September mit den Ende November oder

Anfang Dezember d. J. stattfindenden N e u w a h l e n z u m L a n d t a g beschäftigt-
Diese Wahlen sollen nach den Bestimmungen des für die Landtagswahlen von 1935 er-

lassenen Wahlgesetzes durchgeführtwerden, obwohl bereits damals alle beteiligten
Kreise und die neutralen Beobachter über die Untauglichkeit dieses Gesetzes einig gewesen
sind. Um wenigstens die gröbsten Unsinnigkeiten dieses Gesetzes bei den bevorstehenden
Wahlen zu beheben, haben sich die Präsidenten des Direktoriums nnd des Landtags be-

reits im Juli d.J. an den Gouverneur des INemelgebietes mit entsprechen-
den Anträgen gewandt; sie haben von diesem bisher aber nur unverbindliche und hin-
haltende Zusagen erhalten. Jn der Landtagssitzungsind daher die vordringlichsten Forde-
rungen, die bezüglichder kommenden Wahlen erhoben werden müssen, noch einmal dar-

gelegt worden.

Zunächst und vor allem muß das Memelgebiet v e r l a n g e n , d aß d i e e n i g e n

Bestimmungen des Wahlgesetzes von 1935 beseitigt werden, die

im Widerspruch zum Artikel 1 des Memelstatuts einer großen
Anzahl deutsch gesinnter Wähler das Wahlrecht vorenthalten-
Von derartigen Bestimmungen werden u. a. alle die Personen betroffen, denen der

Kriegskommandant unter irgendeinem Vorwand das aktive und passive Wahlrecht ent-

zogen hat, und die Personen, »die einer Organisation angehört haben, welche gemäß Ge-

richtsurteil den Zweck verfolgte, Litauen die Unabhängigkeitzu nehmen oder von Litauen
einen Gebietsteil loszureißen,falls von diesem Gerichtsurteil ab gerechnet noch nicht fünf
Jahre verflossen sind«. Das Gerichtsurteil, von dem hier die Rede ist,«nämlich das Urteil

in dem großen Kauener Kriegsgerichtsprozeßvon 1935, ist durch die Begnadigung der
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Verurteilten zwar in seinen schlimmsten Folgen inzwischen beseitigt worden. Aber wenn

sich die Verurteilten auch nicht mehr im Zuchthaus befinden, so sind den Begnadigten
doch immer noch nicht die bürgerlichenEhrenrechte zurückgegebenworden. Sie können

also weder wählen, noch gewählt werden. -Die Nürkgabeder Ehrenrechte an sie ist aber

nichts anderes, als die Wiedergutmachung eines Unrechts. Schließlichmuß auch jene Be-

stimmung des Wahlgesetzes von 193»5verschwinden, die besagt, daß der INitgliedschaft im

Ntemellandtag diejenigen Personen verlustig gehen, die das Recht auf ihr INandat »aus

anderen Gründen verloren haben«. Diese Bestimmung ist so unklar und dehnbar, daß
sie allen Willkürakten Tür und Tor öffnet. Wenn von memelländischerSeite die Be-

seitigung dieser Bestimmungen des Wahlgesetzes von 1935 verlangt wird, so handelt es

dabei nicht etwa nur um eine Prestigefrage, sondern um eine Forderung, deren Er-

füllung oder Nichterfüllung für den Ausgang der kommenden Wahlen von schwer-
wiegender Bedeutung ist. Denn durch die Anwendung der genannten
Bestimmungen haben mindestens 10 000 deutsch gesinnte
Memelländer ihr aktives und passives Wahlrecht verloren.

Von großer Bedeutung für den Ausgang der kommenden Wahlen sind auch die

zahllosen großlitauischen Elemente, die in den letzten Jahren
in das Memelgebiet hineingepumpt worden sind und mit deren

Stimmen die litauische Regierung hofft, früher oder später eine litauische Mehrheit im

Landtag oder doch zum mindesten im Memeler Stadtparlament zu gewinnen. Schon
vor den früherenWahlen haben die Litauer durch eine massenweise Heranziehung solcher
Elemente die Wahlergebnisse zu· beeinflussen versucht. Seit 1935 haben sie die Unter-

wanderung des deutschen Gebietes mit zwar weniger auffälligenMitteln, aber mit um so
größerer Systematik betrieben. Dabei hat der G o u v e r n e u r des Memelgebietes
insofern Hilfsstellung geleistet, als er gegen alle vom Landtag beschlossenen Gesetze, die

darauf abzielten, die sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Schäden einer solchen
IRassenzuwanderung von der alteingesessenenBevölkerungdes Gebietes abzuwenden,
sein Veto eingelegt, das Inkrafttreten dieser Gesetzealso verhindert hat. Auf diese Weise
ist es tatsächlich-gelungen,das den litauischen Plänen gefügingBevölkerunggelement im
JRemelgebiet zahlenmäßig beträchtlich zu stärken. Es muß aber ganz eindeutig fest-
gestellt werden, daß den Stimmen, die diese Zuwanderer, die im Memelgebiet kein Hei-«
matrecht besitzen, bei den Wahlen abgeben, nicht im entferntesten jenes moralische
Gewicht beizumessen ist, das den Stimmen der alteingesessenen Nlemelländer zu-
kommt. Denn es geht bei den Wahlen letzten Endes um das Schicksal der Autonomie.

Diese Autonomie aber ist dem Memelgebiet gewährt worden, um der seit alters her dort

sitzenden Bevölkerungihre ererbte deutsche Kultur gegen die fremden, von Großlitauen
her einströmendenEinflüsse zu sichern. Eine getrennte Auszählung der

Stimmen, die bei den Wahlen einerseits von den Alteingesessenen, also
Heimatberechtigten, und andererseits von den Z u g e w a n d e r t e n , also Landfremden,
abgegeben worden sind, würde ohne Zweifel den Nachweis erbringen, daß es den Litauern
in keiner Weise gelungen ist, unter den Alteingesessenen,denen einzig und allein das Recht
über das Schicksal ihrer Heimat zu bestimmen, zukommt, Eroberungen zu machen.

Das Memelgebiet muß vor allem auch darauf bestehen, daß die kommenden Wahlen
unter Bedingungen stattfinden, die auch der deutsch gesinnten Bevölkerungsmehrheitdie

INöglichkeit einer unbehinderten Werbearbeit und einer freien Abstimmung garantieren.
Unter dem noch immer herrschenden Kriegszustand ist aber diese
Garantie erfahrungsgemäß nicht gegeben, da der Kriegszu-
stand die deutsch gesinnte Bevölkerungsmehrheit unter Aus-

nahmerecht stellt und zu Bürgern minderen Rechtes stempelt,
denen die Vertretung ihrer völkischen Belange als eine Gefähr-
dung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, und als ein, An-

griff auf den Bestand des litauischen Staates, mithin als eine

strafbare Handlung angerechnet wird. Der Kriegszustand muß also
fallen, ehe die Wahlen stattfinden. Der Abgeordnete Bingau hat hierzu in der Sitzung
des Memellandtags vom 5. September erklärt: »Es ist in keinem Lande üblich, daß die

Wahlen zur Zeit des Kriegszustandes vorgenommen werden. Hier bei uns soll das nun

schon zum fünften Male geschehen. Auch heute lautet unsere Forderung: Aufhebung des

Kriegszustandes und Beseitigung der Staatssicherheitspolizei, damit ein freies Volk in

freier Abstimmung bei der kommenden Landtagswahl seinen Willen bekunden kann.«
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Osicandschronit
»Der Mythos vom Deutschen« in der

polnischen Presse
Das neue Buch von Dr. Kurt Lürk

»Der Mythos vom Deutschen in der polni-
schen Volksüberlieferung Und Literatur«

(Verlag S. Hirzel, Leipzig) ist in der polni-
schen Presse zunächst scharf angegriffen
worden, was wesentlich zu seiner über-
raschend schnellen Verbreitung beigetragen
hat. Der ersten schroffen Ablehnung sind
jetzt aber in einer Reihe polnischer Zeitungen
ruhige und sachliche Besprechungen des

Buches gefolgt. Zwar beanstandet z. B. im

,,Jlustrowany Kuryer Codzienny« vom

Z. August ein Posener Publizist einige (von
ihm allerdings mißverstandene)Thesen des

Buches, doch anerkennt er, die von Lück mit

seinem Werke verfolgten Absichten ,,mögen
die allerbesten sein« und »der

wissenschaftliche Apparat, mit

dem Dr. Lürk operiert, ist tat-

sächlich riesenhaft und bewun-

d e r n s w e r t.« Die Posener Wochen-
schcifk ,,Kulkuka« (1938 Nk.33) weist
in einer Besprechung polnischer Werke darauf
hin, der Deutsche würde in Polen immer

nach einer alten Schablone dargestellt:
»Der Deutsche muß immer fett, ordinär,
trivial, geizig, ohne jegliche Gesellschafts-
kultur, .. . feige, hinterlistig sein« usw.
Diese Art der Darstellung müsse, so schreibt
zum Schlusse. die polnische Zeitschrift, »ge-
mäß unserer nationalen Ehre und der

Wirklichkeit einer Revision unterzogen
werden.« Jn einem grundsätzlichenund aus-

führlichen Bericht nimmt auch die Wilnaer

Zeitung ,,Slowo« vom 18. August zu
Lücks Buch Stellung. Sie nennt es »ein

imposantes Werk«. »Man könne seine
Verwunderung und sein Erstaunen nicht
verschweigen, daß ein Mensch eine so
riesenhafte Arbeit leisten konnte.« Nach
einem Ueberblirk über den Inhalt des

Buches schreibt das Blatt zum Schlusse
wörtlich: »Welche Umrisse schließlichder

Mythos vom Deutschen in der polnischen
Volksüberlieferungund Literatur einnimmt,
kann man leicht vorstellen: nicht
schmeichelhaft und sehr unangenehm für die

Deutschen, um so mehr, als Lück selbst die

drastischsten Ueberlieferungen des Volks-
mundes nicht verschwiegen hat. Aber die

Wahrheit verträgt keine Bemäntelung und

Lück hat recht, daß er sie klarstellt. Er tut

das leidenschaftslos und ruhig und nur zu

dem Zwecke, daß sein Buch ein Beitrag zum

gegenseitigen Verstehen sein möge, nicht im

Sinne dieser oder jener politischen Ten-

denzen, sondern im Interesse eines tieferen
Wissens von beiden Völkern und ihrer
nahen geschichtlichen und kulturellen Nach-
vorschnka-

Friedrich der Große als polnische Film-
gestalt
Jn der reichsdeutschen Presse ist eine sehr

bezeichnendeEntgleisung, die Polen auf
der letzten Jnternationalen Film-
scha u in V e n ed i g gegenüber Deutsch-
land geleistet hat, ziemlich unbeachtet ge-
blieben. Polen hat es für richtig gehalten,
auf diesem großen Filmwettbewerb auch
eine Verfilmung des Bühnen-
stürkes von Nowaczynski »Fried-
r ich d e r G r o ß e« (mit Ludwig Solski
in der Hauptrolle) zur Vorführung zu
bringen. Die ,,Deutschen Nachrichten«
(Posen) haben darüber folgendes ge-
schrieben: »Wir haben 1936 Solski in

seinem Stück im ,Teatr PolskF betrachten
dürfen. Wir haben damals geschwiegen,
weil wir meinten, daß der kleine Moritz
die Geschichte und die großen geschichtlichen
Persönlichkeitenin Polen zurechtlegen kann,
wie es ihm genehm ist. Herr Nowarzynski
kann über Friedrich den Großen meinen,
was er will, Ernst nehmen kann Herrn
Nowarzynskis ,Historizismus,, wer nichts
anderes zu tun hat, und schließlichkann

diesen Nowarzynskischen ,Historizismus-, den
nur der blinde Haß inspirieren konnte, Herr
Solski interpretieren, wie ihm paßt. Wenn

sich Polen darüber freut, daß Friedrich der

Große als Kretin dargestellt wird, dann
kann uns dieses Polen im Hinblick auf die

preußisch-polnischenBeziehungen um jene
eit nur leid tun. Herrn Solskis Dar-

stellung mag für den polnischen Haus-
gebrauch eignen. Für die Filmschau
in Venedig war diese Dar-

stellung ein bedauerlicher Fehl-
griff und eine grobe Geschmack-
l o s i g k e i t , die nicht scharf genug ver-

urteilt werden kann. Während Deutschlands
Filme über Polen und über polnische Frei-
heitshelden die Polen international nur

populär machen, was auch die polnischen
Zeitungen anerkennen mußten, d a n k t

Polen mit einer üblen Ver-

zerrung der geschichtlichen Per-
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sönlichkeit Friedrichs des Großen
Als Karrikatur mag die Leistung Solskis
gelten, als Menschendarstellung ist sie
scheußlichund von einer Ebene gesehen, die

mit künstlerischerund menschlicher Größe
wenig oder gar nichts gemein hat«

Um die deutschen Namen in Polen
Jm Ministerialblatt des Reichs- und

Preußischen Ministeriums des "Jnnern
Nr. 35 vom 24. August d. J. ist ein Rund-

schreiben des Neichsministers vom 18.Au-

gust d.J. veröffentlicht, das u.a. folgende
Anordnung enthält: ,,N i ch t d e u t s ch e

V o r n a m e n dürfen für Kinder deutscher
Staatsangehöriger nur zugelassen werden,
wenn ein besonderer Grund dies rechtfertigt
(z. B. Zugehörigkeitzu einem nichtdeutschen
Volkstum)". Den Angehörigen des polni-
schen Volkssplitters in Deutschland ist da-
mit das Necht, ihren Kindern polnische
Vornatnen in polnischer Schreibweise zu
geben und in die Standesamtsregister ein-

tragen zu lassen, gesichert. Die deutsche
Presse in Polen hat in ihren Kommentaren

zu dem Nundschreiben des Neichsinnem
ministers mit Recht darauf hingewiesen,
daß für den deutschen Vornamen
in Polen die Gleichberechti-
gung noch nicht gesichert ist. Ja,
es ist in Polen wiederholt vorgekommen,
daß nicht nur deutsche Vor-
namen, sondern auch deutsche
Familiennamen gegenden Willen
der Namensträger polonisiert
worden sind. Von dem Schicksal der

deutschen Firmenschilder in Polen völlig zu
schweigen! Erst vor kurzem hat der

»Kurjer Poznanski«heftig darüber erregt,
daß sich der deutsche Kaufmann Johann
Bonin in Konitz geweigert hat, in der

Firmenbezeichnung seinen Vornamen Jo-

hann in Jan umzuändern. »Die Polen
müßten sich das merken«, hat das genannte
Blatt dazu geschrieben, »und entsprechende
Folgerungen gegenüber diesem auf-
sässigen Deutschen ziehen«. Dann ver-

zeichnet das Blatt mit Genugtuung, daß
unbekannte Täter nächtlicherweileauf der

Firmentafel den deutschen Namen Johann
mit der polnischen Namensform Jan über-

pinselt haben,
«

Der Fall ,,Winirki«
Am 18. August d. J. ist in der Nähe des

Bahnhofes Adlershorst auf den Schienen in

schwerverletztemZustand der polnische Eisen-
bahnadjunkt Winirki aufgefunden worden.
Die Untersuchung hat ergeben, daß Winirki
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sich an dem genannten Tage an einem auf
dem Bahnhof Adlershorst haltenden Güter-

zug zu schaffen gemacht hat, um, wie er dem

Zugführer erklärt hat, sich in einem der Wa-

gen schlafen zu legen. Vom Zugführer ist
ihm bedeutet worden, daß in dem Zuge keine

Schlafgelegenheit sei. Daß Winicki trotz-
dem seine Absicht ausgeführt hat, ist vom

Zugpersonal nicht bemerkt worden, Später
hat Winicki aber erzählt, daß er mit dem

deutschen Zugpersonal wegen politischer
NIeinungsverschiedenheitenin einen heftigen
Streit geraten und aus dem fahrenden Zug
geworfen worden sei. Auf Grund dieser Er-

zählung Winirkis sind die deutschen Eisen-
bahnbediensteten Danziger Staatsangehörig-
keit, die den fraglichen Zug begleitet haben,
zu einer Vernehmungnach Gdingen geladen,
von der Kriminalpolizei verhaftet und

schließlichdem Untersuchungsrichter zuge-
führt worden· Bei einer Gegenüberstellung
hat Winirki von den sechs deutschen Eisen-
bahnern zunächstbald diesen, bald jenen als

den Srhuldigen bezeichnet und schließlich
kategorisch behauptet, der Zugfühkek Halle
sei der Haupttäter gewesen. Dafür- daß
diese ungeheuerlichen Anschuldigungen des

Polen den Tatsachen entsprechen, sind keiner-

lei Anhaltspunkte vorhanden. Offensichtlich
ist Winicki durch eigene Unachtsamkeit auf
den Schienen verunglücktund, um sich trotz
seines Verschuldens eine Nente zu sichern,
hat er sich das Nkärchen von dem

»hitleristischen Ueberfall« er-

d a cht, in der nicht unberechtigten Erwar-

kUNg- daß die polnische Hetzpresse diesen
»Fall« ssofort aufgreifen und zum Gegen-
stand einer Propagandaaktion gegen das ihr
verhaßte deutscheDanzig machen, ihn selbst
aber zum Märtyrer erheben und damit die

für die Auszahlungder von ihm erhofften
Nente zuständigeStelle unter moralischen
Druck setzenwerde. Was die Presse anbe-

langt, so hat Winicki ganz richtig getippt.
Der »Fall Winicki« erinnert an einen ande-
ren Fall, der 1931 in Danzig ereignet
hat und, wie jetzt die Erzählung des verun-

glücktenEisenbahnadjunkten,zu den übel-

sten Verleurndungen und Beschimpfungen
Danzigs und des Nationalsozialismus aus-

genutzt worden ist. Damals hatte ein

polnischer Matrose namens Jerzyk mit

seinem Taschenmesserein Hakenkreuz in die

Brust geritzt und dann behauptet, von Na-

tionalsozialisten überfallen und derart miß-
handelt worden zu sein. Der Fall Winicki

ist also nichts Neues. Das Erstaunliche an

der ganzen Angelegenheit ist aber, daß sich
in Polen keine Stelle, weder eine private



noch eine amtliche, findet, die Anstoß daran

nimmt, daß Verleumder als nationale Mär-

tyrer herausgeputzt werden.

Gegen die deutschen Zeitschriften
Die Thorner Ortsgruppe des ,,V e r -

bandes Junges Polen« verbreitete

in allen Thorner Gaststätten und Kiosken

Flugzettel folgenden Jnhalts: »Wir beob-

achteten, daß in Ihrem Lokal für das

Publikum deutsche Zeitschriften
a u s g e l e g t sind. Wir wenden uns daher
an Sie mit der dringenden Aufforderung,
das Abonnement und· die Verbreitung dieser
Zeitschriften einzustellen, da sie uns dem

Geiste nach fremd sind, eine feindliche und

unserem Volke schädliche Propaganda
treiben und unsere Jugend irreführen.
Unsere Sprache und unsere polnische Presse
sind so schön urid reich, daß sie vollan zur

Verbreitung unserer heimischen Kultur

genügen. Wir machen Sie gleich-
zeitig darauf aufmerksam, daß
für denFall der Nichterfüllung
unserer Forderung die bei Jhnen
ausgelegten Zeitschriften zum

Wohle des großen, mächtigen
und gerechten Polen systema-
tisch von uns vernichtet werden.

Verarmung der Massen
»Wir in Polen lieben es, unangenehme

Erscheinungen, die Unruhe stiften könnten,
mit Stillschweigen zu übergehen. Wir ver-

bergen sie mit irgend einer banalen Phrase.
Wir pflegen unsere Wunden oder Ge-

schwüre am Sozialorganismus zu über-

pudern, um dadurch den Anschein zu
erwecken, als ob beispielsweise die Haupt-
stadt unseres Landes nicht mehr die vielen-

Tausende an Arbeitslosen und Obdachlosen
besitzt, die in Baracken vegetieren. Es zeigt
sich indessen, daß selbst bei der Tendenz,
das Uebel nicht zu übertreiben, die Tages-
presse nicht umhin kann, täglich Notizen
darüber zu veröffentlichen, daß auf dem
Lande fast jedes größere Vergnügen mit

einem Totschlag endet, daß unter den Teil-

nehmern blutige Messerstechereien statt-
finden, daß das Banditentum in der Provinz
im umgekehrten Verhältnis zu unserer
Sicherheitsbereitschaft wächst, daß man

immer häufiger von bösartigem Errichten
von Barrikaden auf den Chausseen hör«t,
um eine Katastrophe »für die· Herren zu

verursachen, die im Auto fahren«, daß die

Trunksucht und die Händelsucht in den

Dörfern und Kleinstädten im Steigen be-

griffen ist. . . Nach unserer Auffassung ist
sowohl die Verwilderung eines Teiles der

dörflichen Bevölkerung wie auch das An-

wachsen des Banditentums und der Rauf-
lust im Proletariat der Großstädte auf die

lange Arbeitslosigkeit und die

Verarmung der Massen zurückzu-
führen. Sie sind den normalen Existenz-
bedingungen enthoben, sie sinken durch die

Not von Stufe zu Stufe und haben in

moralischer Beziehung fast die Stufe der

Gefängnisinsassen und der Jnsassen der

Besserungsanstalten erreicht.«So stand am

25. August d.J. in der ,,Codzianna Gazeta
Handlowa« zu lesen.

Deutsche Heimweber in Mittelpolen
Jn der im September d. J. erstmals er-

scheinenden Zeitschrift ,,D e r A u f b a u«

(Kattowitz) hat E. O· Schütz über die

Lage der deutschen Heimweber
in Lodz und Umgebung berichtet.
Es gibt dort schätzungsweise5 000 Heim-
weber deutscher Volkszugehörigkeit,die fast
durchweg in äußerst bedrängten Verhält--
nissen leben. Die Heimweber arbeiten ent-

weder in Lohn oder für eigene Rechnung.
Jm ersten Fall liefert der Unternehmer,
meist ein J u d e , das Garn und bezahlt die

Arbeit. Aber auch die Heimweber, die für
eigene Rechnung arbeiten, kommen bei den
in Polen herrschenden Zuständen nicht um

den jüdischen Händler herum. Auch sie
müssen ihr Garn zumeist von Juden be-

ziehen und als Käufer der fertigen Ware
kommen gleichfalls in erster Linie wieder
Juden in Frage. Es ist selten, daß ein

deutscher Heimweber unter solchen Umstän-
den auf mehr als 30 Zloty Wochenverdienst
bei zwölf- und mehrstündigertäglicher Ar-

beitszeit kommt. Eine Sozialgesetzgebung,
die die Heimarbeiter vor Ausbeutung schützt,
gibt es in Polen nicht. Der einzige Weg,
die Lage dieser Ausgebeuteten zu bessern,
ist die Selbsthilfe, der genossenschaftlicheZu-
sammenschlußmit dem Ziel, die Qualität der
Arbeit zu heben und den jüdischenZwischen-
handel auszuschalten. Einen Anfang in

dieser Richtung hat im Mai d. J. die ,,G e -

nossenschaft Deutscher Heim-
a r b e i te r« gemacht, die den Heimweber
in direkte Verbindung mit dem Abnehmer
zu bringen versucht.

wert-i für »O I a u d«

405



Bücher über den Osten
Die gewaltsam-: Vertschechung des deutschen

Jgellandes. Von Werner Schaumann.
Universitäts-VerlagsbuchhandlungTBilhelm Brau-
müller, Wien 1938. 127 Seiten. — Die

vorliegende Untersuchung ist als Band I
der von dem sudetendeutschen Abgeord-
neten K. Frank herausgegebenen »Doku-
mente der Entnationalisierung«erschienen. Aus-

gehend von den Versprechungen der tschechischen
Politiker, die ihrer politischen Gewalt ausge-
lieferten Deutschen gerecht und human zu be-

handeln, gibt der Verfasser eine Chronik der

Tschechisierungsmaßnahmen,die seit der Er-

richtung des tschechischen Staates über das

Deutschtutn der ngauer Sprachinsel hinweg-
gegangen sind. Alle im Volkstumskampf nur

denkbaren Gewaltmaßnahmenhat dieses Deutsch-
tum, das zur Zeit des Umsturzes noch eine

sichere Mehrheit im Sprachinselgebiet ausge-
macht hat, kennengelernt: gefälschte Volkszäh-
lungen und Wahlschiebungen,Unterdrückungdes

Schulwesens und Bodenraub, Verdrängung vom

Arbeitsplatz und ungerechte Auftragsverteilung,
Verwaltungssrhikanen, Straßenterror uss. Es

steht außer Zweifel, daß der Rückgang des

ngauer Deutschtums nicht ein natürlicher Vor-

gang, sondern eine durch unausgesetzte Gewalt-

anwendung verursachte Erscheinung ist. Dr. K.

Gegenwartsfragen der ländlichen Siedlung
in Posen und Pommerellen. Von K. B alle r-

stedt. Selbstverlag des Instituts für ost-
europäische Wirtschaft, KönigsbergsPn 1938.

30 Seiten. — Die Broschüre behandelt ein

sehr aktuelles Problem der polnischen Wirt-

schafts- und Bevölkerungspolitik,durch dessen
Lösung das Deutschtum in Posen und Pomme-
rellen aufs stärkste berührt wird. Der Ver-

fasser stellt zunächstfest, daß die im polnischen
Agrarreformgesetz von 1925 vorgesehene Land-

reserve in den Wojewodschaften Mittek, Ost-
und Südpolens bis auf verhältnismäßig geringe
Reste aufgebraucht ist und daß auf die West-
gebiete, iu allererster Linie auf Posen, fast
die Hälfte der noch verfügbaren Landreserven
entfällt, so daß sich das Schwergewicht der

Parzellierungsmaßnahmen in den nächsten
Jahren eindeutig auf diese ehemals reichs-
deutschen Gebiete verlagern wird. Der Verfasser
weist dann nach, daß die Agrarreform,in diesen
Gebieten eindeutig volkspolitische Zwecke ver-

folgt, d. auf die möglichstrasche Vernichtung
des deutschen Großbesitzesausgeht. Er weist
dabei darauf hin, daß die Zwangsaufteilung
sich vorwiegend auf die Kreise mit dem ver-

hältnismäßig stärkstendeutschen Großbesitzsowie
auf die unmittelbaren Grenzkreise erstreckt und

daß polnischer Großbesitz in stärkerem Maße
nur dort zur Zwangsparzellierung herangezogen
wird, wo wenig deutscher Groß-, aber viel

deutscher Bauernbesitz vorhanden ist, wo es

also darauf ankommt, das deutsche Siedlungs-
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gebiet mit möglichststarken Gruppen polnischen
Volkstums zu durchsekzen Jm einzelnen werden

die von polnischer Seite angeführten Begrün-
dungen für die Zerschlaqungder deutschen Güter
bespkochen- so die bekannte These- daß der

deutsche Anteil am Grundbesitz auf den deut-

schen Anteil der Bevölkerung herabgedrückt
werden müsse, oder die These, daß die Par-
zellierungsaktion in den Westgebieten dazu
diene, die übervölkerten Agrarbezirke Mittel-
und Südpolens zu entlaste-» usw. Weiter be-

handelt der Verfasser die Siedlungsmethoden,
wobei er besonders das Für und Wider der

Primitivsiedlung bespricht, die hohe geldliche
Belastung der Siedler betont und die wirtschaft-
lich-sozialen Schwierigkeitender polnischen Ost-
West-Siedlung erörtert, die sich aus der Ver-

pflanzung von Siedlern aus rückständigen in

hochentwickelte Agrargebietenaturnotwendig er-

geben. Der Versasserstelltu. a. auch fest, daß
unter der Bevölkerungder Westgebieke selber
kein Landhungerbesteht, der das enorme Aus-

maß der Parzellierungsaktionin diesen Gebieten
rechtfertigen könnte,daß die Parzellierung und

namentlich die in den letzten Jahren stärker
hervortretende Heranziehungvon Siedlern aus

Galizien notwendigerweise zu einer empfind-
lichen Senkung des agrarwirtschaftlichen Nive-
aus der Westgebieteführt, daß deutsche Volks-

angehörige von der Zuteilung parzellierteu
Landes so gut wie völlig ausgeschlossen sind,
uan1. Dr. K.

Das llcllc Ostpkcußen·
den Aufbau der Provinz.
H011S-Bekt1hard von

Pädagogilche Vetlagsgemeinschaft
GmbH., KönigsbergsPr.1938. 327 Seit-ZU-

— Das interessante Buch, das die besten
Sachkenner zu seinen Mitarbeitern zählt, gibt
Auskunft über die Fortschritte, die seit der

Machtergreifung im wirtschaftlichen Aufbau
Ostpreußens bis Anfang 1938 erzielt worden

sind. Die Darstellunggeht aus von den natür-

lichen Gegebenheiten(Boden, Klima usw.) und

den bevölkerungspolitischenTatsachen (Bevölke-
rungsbewegung, Wanderung, Berufsgliederung
usw.), die bei jeder planmäßigen Aufbauarbeit
in Rechnung gestellt werden müssen. Es werden

dann das erste Stadium des Aufbaus, die

Ueberwindung der Arbeitslosigkeit, und die

IRethode der Aufbauplanungbehandelt· Jn den

folgenden Kapiteln werden im einzelnen die

DNaßnahmen beschrieben, die zur Hebung der

Land- und Forstwirtschaft, der gewerblichen
Wirtschaft, der Energieversorgung, des Ver-

lZkhkswesensund des Finanz- und Kreditwesens
angewandt worden sind. Zugleich wird die

Entwicklung geschildert, welche die genannten
TBirtschaftszweige seit 1933 durchgemacht haben.
Ostpreußen kann mit Stolz auf eine durch
stärkste Energieanspanmmg und allgemeine

Rechenschaft über
Bearbeitet von

G r ü n b e r HI-

Ostpreußen



Einsatzbereitschaft erzielte Leistung zurückblicken-
Der Bericht verschweigt aber auch nicht die

Schwierigkeiten, denen der Aufbau begegnet ist
und auch heute noch begegnet. Es sei nur

erinnert an die den industriellen Aufbau auf
manchen Gebieten lähmende Beibehaltung des

für Ostpreußenungünstigen Rohstoffverteilungs-
schlüssels. Der Bericht verschweigt auch nicht,
daß sich in der Lohnspanne zwischen Ost und

West, in der Unzulänglichkeit des ländlichen
TSohnungswesens, in der menschenansaugenden
Konzentration gewisser Industriezweige in

Mitteldeutschland usw. dem eigentlichen Zweck
des Ostpreußenplanes, die Nkenschen im Lande

zu halten, vorerst noch nicht überwundene

Hindernisse in den Weg gestellt haben. Trotz-
dem hinterläßt das Studium des Berichtes den

Eindruck, daß der seit 1933 beschrittene Weg
für Ostpreußen der richtige ist. und daß er

Erfolge gezeitigt hat, die seine Weiterverfolgung
als ein Gebot der deutschen Wirtschafts-,
Kultur- und Machtgeltung im Osten erscheinen
lassen. Der Text enthält zahlreiche statistische
Uebersichten, graphische Darstellungen usw. Eine

größere Anzahl von Bildern gibt Ausschnitte
aus dem Wirtschaftsaufbau von Deutschlands
östlichsterProvinz. Dr.K

Der Große Kurfürst von Brandenburg.
Roman von H a n s H e y ck. L. Staarkmann

Verlag, Leipzig 1938. 436 Seiten. —

Die furchtbaren Verwüstungen, die der West-
fälische Friede im Gefüge des Deutschen
Reiches angerichtet hatte, und die Raubkriege
Ludwigs XIV. bilden den Hintergrund,.auf dem

Friedrich Wilhelnh der Große·Kurfürst, seine
weitblickenden politischen Pläne verwirklichen
mußte. Er war unter den ganz wenigen deut-

schen Fürsten, denen das Reich mehr als Vor-

wand und Deutschland kein Gegenstand war,
den man gegen klingende Münze verkaufte, der

stärkste und tatkräftigste und derjenige, der die

Demütigungen der französischen Hegemonie-
politik am tiefsten empfand. Heyck weiß das

Leben dieses Fürsten, auf den alle bewußten
Deutschen seiner Zeit voller Hoffnung blickten,
in kräftigen Farben zu schildern. Die Gestalten
der Freunde und Helfer des Kurfürsten beleben

das Bild: Luise Henriette von Oranien, die

ihrem Manne stets eine treue Beraterin war,

Jena und Schwerin, die sich als zuverlässige
Freunde und Diener ihres fürstlichen Herrn
erwiesen, der alte Haudegen Derfflinger, der

gewandte llnterhändler Meinders, der viel an-

gefeindete Holländer Raule, der Prinzenerzieher
Danckelmann und viele andere mehr. Eine Be-

merkung, die den Osten betrifft, ist zu dem

Roman zu machen: Heyck schildert im 2. Kapitel
den Widerstand, den die ostpreußischenStände
Friedrich Wilhelms Streben nach einer Festt-
gung der landesfürstlichen Gewalt entgegen-
setzten. Zweifellos hat es großer Kraft und

Geschicklichkeitbedurft, die um ihre Privilegien
besorgten Stände zum Gehorsam zu zwingen,
und zweifellos haben damals innerhalb der

Stände auch Bestrebungen, unter die schwäch-
liche Oberhoheit der polnischen Krone zurück-

zukehren, bestanden. Aber den Roth und Kalck-

stein wird wohl zu viel Ehre angetan, wenn

man sie als Sprecher der Städte und des Adels

lOstpreußens erscheinen läßt. Jn der Erinnerung
des Volkes leben sie als Verräter fort, die das

harte Schicksal, das der Kurfürst ihnen bereitete,
vollauf verdient haben, und nicht einmal ihren
Zeit- und Standesgenossen sind sie als Märtyrer
einer gerechten Sache erschienen. Man vermißt
in der Darstellung Heycks, der übrigens die

Roth und Kalckstein keineswegs in besonders
günstigemLicht auftreten läßt, den Hinweis auf
die Tatsache, daß es gerade die tüchtigstenund

fähigstenKöpfe des Bürgertums und des Adels

Ostpreußens gewesen sind, die sich bald und

willig in den Dienst des Brandenburgers gestellt
und einen klaren Trennungsstrich zwischen Preu-
ßen und Polen gezogen haben. Jnsofern ent-

steht in dem Roman ein unvollständiges Bild
von der Rolle, die Ostpreußen in der Politik des

Großen Kurfürsten gespielt hat. Dr.:K.

Rossitten. Drei Jahrzehnte auf der Kuri-

schen Nehrung Von Prof. J. Thiene-
m a nn. Verlag J. Neumann, Neudamm 1938.

146 Seiten, 70 Bilder auf Tafeln und 6 Kar-
ten. Preis 3,60 RM. — Durch die Lebens-
arbeit Thienemanns hat Rossitten, dieses kleine

weltentlegene Fischerdorf auf der Kurischen
Nehrung, Weltruf erlangt. Jn dem Buch, das

jetzt als billige, gut ausgestattete Volksausgabe
vorliegt, weiß Thienemann sehr lebendig nnd

interessant von der von ihm drei Jahrzehnte
hindurch geleiteten Vogelwarte Rossitten und

der Kurischen Nehrung zu erzählen. Die einzig-
artige Landschaft der Nehrung wird hier von

einem geschildert, der auch mit ihrem ver-

borgensten Winkel vertraut ist. Die Menschen
der Nehrung, die in ihrer Lebensweise, in ihren
Anschauungen und in ihrer Berufsarbeit ihre
Besonderheiten haben, treten dem Leser in-

vielen launigen und ernsten Episoden entgegen·
Der zweite Teil des Buches ist dann der

eigentlichen Arbeit des Erforschers des Vogel-
zuges gewidmet. Er erzählt von den Methoden
und den Ergebnissen dieser Forschungsarbeit,
vom Vogelzuge, der für mehrere Vogelarten
auf Karten dargestellt ist, von der Beringung,
vesm Einfangen der Krähen, Störche, Wald-

schnepfen, Silbermöven, Stare usw. Dr. K.

Doniburg Maricnwerder. Von Bernhard
Schmidt. Preußenverlag,«Elbing 4938. 51

Seiten mit 13 Bildern. — Dom und. Burg
von Marienwerder in Westpreußen gehören
zu den größten und schönsten Bauten der

deutschen Ordenszeit in Preußen. Zu einer

großartigen Einheit verschmolzen, ragen sie über
den Steilhang, der die Niederung an der

Tseichsel umsäumt, den mächtigen Danzker in

das tiefer liegende Land vorschiebend. Das vor-

liegende Heftchen", das in der Reihe der gut
ausgestatteten »Preußenführer« erschienen ist,
behandelt zunächst die Baugefchichte des Doms
und der Burg und gibt dann eine eingehende
Schilderung der Bauten in ihrem früheren und

jetzigen Zustand, sowie der Anbauten und der

Jnnenausstattung Für die Besucher Marien-
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werders ist das Hestchen ein unentbehrlicher
Begleiter. Dr. K.

GlücklichesOcsterreich. Von B r u n o B r e h m.

Eugen Diederichs Verlag, Jena 1938. 205

Seiten. Preis 2,60 NEM. Das Buch ist
aus dem Erlebnis der Märztage, in denen

Oesterreich wieder mit dem Reich vereinigt
wurde, geschrieben. Bruno Brehm kennt, wie

selten einer, dieses schöne Land bis in seine
verborgensten Winkel hinein. Er ist in seiner
Vergangenheit ebenso bewandert, wie er froh«
und lebensbejahend in seiner Gegenwart steht.
Jn der meisterhaften Schilderung Brehms tut

sich die Schönheit der Landschaft auf, breitet

sich ihk Reichtum an Kunstwerken aus, werden

ihre Dichter und Nkusiker und die Menschen
ihres Alltags lebendig. Dr. K.

Unendliche Weiten. Erinnerungen aus dem

Zarenreich Von Arthur Freiherr von

Kruedener. 2.Band. Verlag von J. Neu-

mann, Neudamm 1938. 264 Seiten. Preis
bkolchiekkZ-— RM., Leinen 3,50 RM. — Es
sind lose aneinandergefügteGeschichten, die del·

Verfasser erzählt, meist Jagdgeschichten. Die

nordrussisrhe, baltische und kaukasische Landschaft
finden in dem Verfasser einen mit ihren Schön-
heiten und Geheimnissen vertrauten Schilderer.
Die Unendlichkeitder russischen Landschaft und

die Breite des russischen Lebens bilden den

Grundton, den die Erinnerungen dieses einst in

russischenDiensten stehenden Balken durchziehen-
Hin und wieder klingt der politische Hinter-
grund an, so in den Erzählungen vom Leid der

deutschen Kolonisten während des Krieges und

in den Kapiteln, die von den Räubern und

Freiheitskämpsernder kaukasischen Wildnis

berichten. Dr. K.

Der letzte Frühling Erzählung von K arl

F k U nz L e P p a. Adam Kraft Verlag,
Karlsbad-Drahowjtz1938· 64 Seiten. Preis
0-90 - NM- — Der sudctendeutsrhe Dichter
erzählt hier die Geschichte einer unerfiillten
Liebe. Die ausgeglichen-zSprache paßt sich der

Handlung an, über der die Spannung einer

langwährenden Ungewißheitliegt. Die Erzäh-
lung ist in der vom Adam Kraft Verlag heraus-
gegebenen »VolksdeutschenReihe« ekschienens

Dr. K.

Polnisch-deutschesFachwörtcrbuchfür die

Vorgeschichte. Von Johann erner

Riemann Mit einem Vorwort von Ernst
PkkeksekL Verlag Priebatsrhs Buchhandlung-
Breslau 1938. 56 Seiten. Heft 9 der Neuen

Reihe der Schriften deg Osteuropa-Jnstituts
zU BkeSIAlL — Jn der Einleitung schrein dkk

Verfasser über seine Arbeit u.a.: Das Buch
will dem deutschen Forscher und Studenten das

Lesen des polnischen vorgeschichtlichen Schrift-
tuins erleichtern und auch dem, der die Sprache
nur mangelhaft beherrscht, den Zugang zur

Fachliteratur des Nachbarlnndes ebnen. Vor
allem sind diejenigen Arbeitsgebieteder polni-
schen Vorgeschichtsforschungberücksichtigt, denen

das Jnteresse der deutschen Wissenschaft in

erster Linie gilt. Aber auch die Begriffe ver-

wandter Wissenschaften, wie der« Erdgeschichte
und der Siedlungsgeographie sind, soweit er-

forderlich, miterfaßt worden. Der Anhang ent-

hält eine Zusammenstellung vorgeschichtlich
bedeutsamer polnischer Bezeichnungen aus der

Geographie des deutschen Ostens, besonders
polnische und deutsche Namen von Fundorten
des deutschen Staatsgebietes, die im polnischen
Schrifttum oft nur mit einem polnischen Namen

genannt sind.
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